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    Editorial

    Liebe LeserInnen,

    gegenwärtig sind die Nachrichten voll mit der „Flüchtlingskrise“. Doch worin besteht diese? Menschen fliehen, teils aus Angst um ihr Leben, teils aus Sorge um ihr Überleben in einer von Not, Hunger, zunehmendem Verlust nutzbaren Bodens und Wassermangel gekenn­zeich­neten Umwelt – oder auch, weil sie „nur“ etwas besser leben wollen. Wir sollen sie dabei unterstützen, etwa 0,1% der Bevölkerung Deutschlands aufnehmen, uns vielleicht sogar ein WENIG einschränken. Was für eine Krise! 
Mit Grenzschließungen, militärischer Bekämpfung von Schleppern und Paktieren mit der türkischen Regierung, die die kurdische Minderheit militärisch bekämpft, werden diese Probleme nicht gelöst. Die Ursachen bleiben bestehen und die Flüchtlingsströme werden weiter wachsen. Können wir so weiter machen, wie bisher? Hatte Doris Lessing eine Vorahnung, als sie 1974 in den „Memoiren einer Überlebenden“ schrieb: „Narrenpossen. Mit Eimerchen und Schaufel gegen eine Strumflut antreten, sich vor dem Spiegel die Krawatte oder das Make-up richten, während das Haus einstürzt...“? 
Mit unserer Erklärung setzen wir weiterhin auf Aufklärung und Bekämpfung der Ursachen.

    Eine entscheidende Rolle spielt der Klimaschutz. Der Arbeitskreis Struktur- und Energiepolitik der Bundestagsfraktion schlägt konkrete Schritte auf dem Gebiet der Energiewende (EEG 2016) vor, während Jutta Kill aufzeigt, wie der globale Schutz der Regenwälder im Pariser Klima­ab­kom­men (nicht) berücksichtigt wurde. Über die Ergebnisse des Abkom­mens wurde viel geschrie­ben – wir bemühen uns, zur Frage der Verteilungsgerechtigkeit für Men­schen im Globalen Süden und zukünftige Generationen Schlussfolgerungen für die Politik der LINKEN zu ziehen. Diese Erklärung wurde am 16.2.16 an alle Mitglieder des Partei­vor­stan­des und Bundes­tagsabgeordneten geschickt – bisher (16.3.16) ohne Reaktion.

    Der Begriff Nachhaltigkeit stammt ursprünglich aus der Waldwirtschaft. Wie sich die Nutzung des Waldes zu seiner Bewirtschaftung entwickelt hat, zeigt Detlef Bimboes für den Berliner Grunewald auf seiner Internetseite. Daraus bringen wir hier einen Auszug.
Bewirtschaftung -- nicht des Waldes, sondern der Straßen ‒ ist auch das Ziel der „Bundesfern­stra­ßen­gesellschaft“. Carl Waßmann zeigt, dass die Privatisierung der öffentlichen Fern­straßen trotz der Ablehnung durch die Verkehrsminister­konferenz nicht ausgeschlossen ist. Bauindustrie und Versicherungswirtschaft erwarten durch die öffentlich-private Partnerschaft hohe Renditen von 5% bis 15% - angesichts der EZB-Null-Zins-Politik ein „warmer Regen“.

    Marko Ferst schlägt mit seinem Beitrag zu Ultrafeinstäuben eine Brücke zwischen Flug­ver­kehr und Nanotechnik. Es wird deutlich, dass der Flugverkehr nicht nur einer der größten Klimakiller ist (siehe auch „Selbstverbrennung“), sondern auch massive Gesundheitsschädigungen provoziert.

    Unsere Rezension zum Buch des Mitglieds der päpstlichen Akademie der Wissenschaften Prof. Hans Joachim Schellnhuber fällt aus dem Rahmen der bisherigen Rezensionen ‒ aus zwei Gründen: Dieses „epochale Werk“ ist ebenso gewichtig in seiner Aussage wie im schieren Umfang. Es wäre vermessen, es in so wenigen Sätzen abzuhandeln wie bislang üblich oder gar wie in der „Clara“. Wenn dort das Fazit dann noch in dem Satz endet: „Sein Buch bringt großes Lesevergnügen und lädt zum Handeln ein“, ist die Empörung im Leserbrief von Friedhelm Knipping-Petri verständlich.

    Wir hoffen wieder, Ihnen mit dieser Tarantel eine interessante Lektüre zu bieten.
Redaktion 

  
    In eigener Sache

    Einladung 

    Wir laden Euch recht herzlich ein zum Bundestreffen der Ökologischen Plattform 2016.

    Es findet am 16. und 17.4. 2016 in der Jugendherberge in Mannheim statt.

    Rheinpromenade 21
68163 Mannheim
Tel: +49 621 822718
Fax: +49 621 824073

    Die Webseite der Jugendherberge Mannheim findet Ihr unter 
http://mannheim.jugendherberge-bw.de/de-DE/Portraet

    Wir schlagen folgende Inhalte vor für die 

    Tagesordnung

    
      	
        16.4.2016; 13:00 Uhr: Referat über die Arbeit der CBG – 
Coordination gegen Bayer-Gefahren und anschließende Diskussion

      

      	
        Berichte aus Baden-Württemberg (z.B. BUGA Mannheim, Landtags-Wahlen) 
und anderen Bundesländern

      

      	
        Wahlen der Gremien der Ökologischen Plattform: Koordinierungsrat und Sprecherrat

      

    

    Wie üblich trifft sich der Koordinierungsrat bereits am Freitag, dem 15.04.2016.

    Antrag der Ökologischen Plattform an den 5. Parteitag DER LINKEN, 1.Tagung

    Antrag

    Der Parteitag möge beschließen 

    Um die Wortschöpfung „sozial-ökologischer Umbau“ auch auf ökologischem Gebiet mit Inhalt zu erfüllen, wird für die 2. Tagung des 5. Parteitages ein besonderer Tagesordnungspunkt mit dem Ziel vorbereitet,

    
      	
        den allgemein bedrohliche Zustand der Umwelt und die Auswirkung auf das Leben auf der Erde zu analysieren,

      

      	
        Möglichkeiten zu untersuchen, wie die globale ökologische Katastrophe verhindert werden kann und

      

      	
        weitere Schritte einer ökologischen und sozialen Politik DER LINKEN in Deutschland und der EU festzulegen.

      

    

    Dazu wird für die 2. Tagung des 5. Parteitages ein separater Beschluss vorbereitet.

    Begründung

    Unsere Umwelt weist uns immer nachdrücklicher darauf hin, dass die prekärer werdende Situation für alles Leben auf der Erde eng mit der Existenz und dem Handeln des Menschen verbunden ist. Diese allgemein akzeptierte Erkenntnis erfordert von Allen auf der Erde endlich ein entschiedenes Einlenken, ja zum Teil einen Gegenkurs zum bisherigen Handeln. Es kann daher heute für den Menschen quer durch alle Parteien und politischen Richtungen auf der ganzen Welt nichts Wichtigeres geben, als dieses weitere Abgleiten in die ökologische Katastrophe zu verhindern. 

    Die LINKE muss dafür einen noch größeren Beitrag als bisher leisten. Sicherung des Friedens und internationaler Gerechtigkeit sind ohne Verfolgung dieses wichtigsten Zieles nicht dauerhaft möglich.

    Erklärung der Ökologischen Plattform bei DER LINKEN

    Flüchtlinge und Klimawandel

    Flüchtlingen aller Art gelten unsere Solidarität und unser Mitgefühl. Das betrifft sowohl Flüchtlinge, die nach dem Genfer Abkommen anerkannt werden als auch die Kriegs-, Umwelt- und Klima­flücht­linge. Alle diese Flüchtlinge sind in der Mehrzahl Opfer der neoliberalen Großmachtpolitik der Industrieländer, insbesondere der USA.

    [image: Bild1]Das wichtigste politische Ziel ist die Verhinderung von Flucht. Das betrifft nicht nur Kriege, die das neoliberale Kapital zu verantworten hat und die mit Waffenlieferungen ständig angeheizt werden. Das betrifft auch Klimaflüchtlinge. 
Nur durch eine in wenigen Jahrzehnten notwendige und mögliche Dekarbonisierung der Wirtschaft auf den Gebieten der Stromerzeugung, des Verkehrs und der Wärmeer­zeugung, die technisch und finanziell in den Industrieländern möglich ist, kann eine weitere Erder­wär­mung und damit die Flucht vor den Auswirkungen der Erderwärmung verhindert werden.
Der Ausstieg aus den schmutzigen Energieträgern Kohle, Erdöl und Erdgas muss deshalb eine vorrangige politische Aufgabe der Linkspartei sein.

    Von DER LINKEN ist das neoliberale Kapital zu jeder sich bietenden Gelegenheit als verantwortlich für die kommende Heißzeit anzuprangern. 
Aus Gründen der kurzfristigen Rendite-Erwartung und der langfristigen Nutzung von Inves­ti­tionen sind die Shareholder nicht bereit, im Interesse der Erhaltung lebenswerter Klima­verhältnis­se für alle Menschen auf dieser Erde auf Teile des Profits zu verzichten. Sie sind Verursacher der kommenden Heißzeit. 
Politisches Ziel muss die Umgestaltung des neoliberalen Wirtschaftssystems sein. 
Menschheitsinteressen haben Vorrang gegenüber ökonomischen Interessen. 
Der Plan B der Bundestagsfraktion kann nur ein erster Schritt sein.

    Notwendig ist bereits jetzt die Suche nach Umsiedlungsgebieten für Klimaflüchtlinge. Nach Aussagen der Bundesregierung geht es weltweit um etwa 200 Mio. Menschen. 
Wenn Inseln oder Deltagebiete großer Flüsse durch den Anstieg des Meeresspiegels unter­gehen, dann müssen für diese neue Siedlungsgebiete bereitgestellt werden. Die größ­ten Reserven an dünn besiedelten Gebieten hat Nordamerika. Dort könnten ohne wei­te­res etwa 600 Mio. Klimaflüchtlinge aufgenommen werden. Das ist auch deshalb gerecht­fertigt, weil die USA und Kanada den größten Anteil an der Erderwärmung haben. 
Diese Thematik muss DIE LINKE in die politische Diskussion einbringen, damit wir nicht wieder von Millionen Flüchtlingen vor unserer Tür (vermeintlich) überrascht werden.

    Den von der Erderwärmung gegenwärtig und in den nächsten Jahrzehnten nicht so stark Betrof­fe­nen ist vor Ort zu helfen. 
Wo es noch möglich ist, sich an die Auswirkungen der Erderwärmung anzupassen, müssen die Industrieländer mit Techniklieferungen, gerechten Handelsbeziehungen, Know-how-Transfer und Forschungsmaßnahmen helfen, die Auswirkungen der Erwärmung zu mildern. Als vorrangige Verursacher der kommenden Heißzeit tragen sie die Mitverantwortung für die vom Klimawandel betroffene Weltbevölkerung.

  
    Umweltnachrichten

    Bodenerosion nimmt dramatisch zu

    Wissenschaftler stellen Forschungsergebnisse vor. Pressekonferenz zur Bodendegradierung mit Klaus Töpfer 

    Die Landdegradierung durch Erosion und Bodenverschlechterung nimmt weltweit dramatische Ausmaße an, der Lebensraum von etwa 3,2 Milliarden Menschen ist davon betroffen. Jeder US-Dollar, der heute in die Erhaltung des Bodens als Lebensgrundlage investiert wird, spart in Zukunft fünf US-Dollar an Folgekosten. Prof. Dr. Klaus Töpfer, ehemaliger UNEP-Exekutivdirektor, Prof. Dr. Joachim von Braun, Direktor am Zentrum für Entwicklungsforschung der Universität Bonn (ZEF), und Dr. Stefan Schmitz vom Bundesministerium für Wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung (BMZ) stellten neueste Forschungsergebnisse vor. 

    Obwohl Landfläche und Boden die Lebensgrundlage auf unserem Planeten bilden, wurde bisher zu wenig für eine nachhaltige Landnutzung getan. Das fand ein weltweit agierendes Team aus Wissenschaftlern heraus, welches zwölf Länder und Weltregionen unter die Lupe nahm – darunter Indien, Argentinien, weite Teile Afrikas und Zentralasiens. Die Ergebnisse, die auf modernen Satellitenkartierungen basieren, zeigen ein erschreckendes Bild: In den letzten drei Jahrzehnten degradierten global 33 Prozent des Weidelands, 25 Prozent der Ackerböden und 23 Prozent der Waldflächen. Etwa 30 Prozent der globalen Landfläche, der Lebensraum von etwa 3,2 Milliarden Menschen, sind von signifikanter Bodendegradation betroffen. Bodendegradierung kostet die Welt jährlich rund 300 Milliarden Euro. Die Untersuchung zeigt auch: Jeder heute investierte US-Dollar würde in Zukunft fünf US-Dollar sparen.

    „Zukunftsorientiertes Management von Land und Boden trägt dazu bei, mehrere Ziele nachhaltiger Entwicklung zu erreichen“, erklärte Prof. Dr. Klaus Töpfer. Zu diesen Zielen zählt, die Verschlechterung und den Verlust von wertvoller Anbaufläche zu stoppen. „Boden ist die am meisten vernachlässigte natürliche Ressource”, stellte Prof. Dr. Joachim von Braun fest. Der Wissenschaftler ist Mitherausgeber des neuen Buches “Economics of Land Degradation and Improvement – A Global Assessment for Sustainable Development”, welches kürzlich im Springer-Verlag erschienen ist.

    „Dabei sind Investitionen in Land und Boden überlebenswichtig – für die Ernährung, das Klima und die menschliche Sicherheit“, sagt von Braun. Die internationalen Wissenschaftler, die für das Buch an den Länderstudien mitgearbeitet haben, kämen alle zu dem gleichen Schluss: Wenn jetzt in die nachhaltige Nutzung von Land und Boden investiert werde, seien die Kosten um ein Vielfaches geringer, als wenn solche Anstrengungen hinausgeschoben werden. „Dies gilt sowohl für Entwicklungsländer wie auch für Industriestaaten”, stellt der ZEF-Direktor fest. Beispiele in Afrika – wie zum Beispiel Niger – zeigten, dass auch arme Länder erfolgreich bei der Bekämpfung von Bodendegradierung sein können.

    Bodendegradierung von Acker- und Weidenflächen ist in den afrikanischen Ländern südlich der Sahara ein lebensbedrohendes Problem und mitverantwortlich für Migration. Den Bauern fehlt es an Wissen und gesicherten Landnutzungsrechten, Anreize für eine nachhaltige Bodennutzung fehlten. „Um dies zu ändern, engagiert die Bundesregierung sich für die nachhaltige Bodennutzung und sieht dies als wichtiges Element der Maßnahmen für die Bekämpfung des Hungers an“, betonte Dr. Stefan Schmitz vom BMZ, der die Sonderinitiative „Eine Welt ohne Hunger“ koordiniert.

    Pressemitteilung des Zentrums für Entwicklungsforschung (ZEF), Universität Bonn

  
    Energie

    EEG 2016: Bürgerenergie retten, Wachstum der Erneuerbaren beschleunigen, Kosteneffizienz einhalten

    Bundestagsfraktion, Arbeitskreis II: Struktur- und Regionalpolitik
verantwortlich: Eva Bulling-Schröter, Energie- und Klimapolitische Sprecherin

    1. Nach Paris: Wir gehen voran

    Das Klimaabkommen von Paris ist eine Ermutigung und Aufforderung für die Industrieländer, bei der Energiewende und der Dekarbonisierung voran zu gehen. Alle Länder müssen mehr tun, besonders aber auch die Industrieländer, um ihrer historischen Verantwortung gerecht zu werden. Dabei geht es insbesondere darum, die erneuerbaren Energien, Effizienzmaßnahmen und Energiesparen voran zu bringen, aus Sicht der LINKEN aber nicht Risikotechnologien wie Atomenergie oder CCS (Carbon Capture and Storage / Abscheidung und Verpressung von CO2 im Boden). Gleichzeitig muss ein geordneter Ausstieg aus der Kohleverstromung eingeleitet werden, damit der notwendige Strukturwandel in den betroffenen Regionen planvoll und sozial abgefedert von statten gehen kann.

    2. Bundesregierung zerstört erfolgreiches EEG

    Das Erneuerbare-Energien-Gesetz (EEG, seit 2000) war das bislang wirksamste Klimaschutzinstrument, indem es den Ausbau der erneuerbaren Energien im Strombereich zu Lasten fossiler Energieträger erfolgreich vorangetrieben hat. Allerdings wurde bereits mit den EEG-Reformen 2012 und insbesondere 2014 der Ausbau empfindlich abgebremst. Mit dem neuen EEG 2016 soll die bereits 2014 angelegte Richtungsentscheidung vollzogen werden: Die Bundesregierung will die Förderung von Erneuerbaren Energien aus Strom von einer Festvergütung auf wettbewerbliche Ausschreibungen umstellen. DIE LINKE sieht diese Umstellung als Gefahr für die Bürgerenergien, die die Energiewende bislang getragen haben. Der künftige Ausbau der Energiewende im Stromsektor wird mit dieser Entscheidung zumindest für größere Anlagen großen Investoren überantwortet. Dabei sind es gar nicht so sehr die voraussichtlich in den Ausschreibungen ermittelten geringeren Fördersätze, die für Bürgerenergieprojekte problematisch sind. Vielmehr sind es die Risiken, die mit der Beteiligung an Ausschreibungen einhergehen, die für die Bürgerenergie ein großes Hemmnis darstellen (Sicherheiten, Pönalen1, Entwicklungskosten verlorener Ausschreibungen, höhere Projektentwicklungs- und Betriebskosten je MW installierter Leistung als größere Bieter).

    Das EEG beruhte seit seinem Inkrafttreten im Jahr 2000 auf dem Fördersystem einer über 20 Jahre festen Einspeisevergütung (einschließlich einer planmäßigen kostensenkenden Tarifdegression für Neuanlagen) sowie auf einem Einspeisevorrang. Diese Säulen ermöglichten den großen Erfolg der Energiewende in Deutschland, weil sie Investitionssicherheit gerade auch für kleine Akteure boten. Auf dieser Grundlage ist die Energieproduktion nicht nur ökologischer geworden. Gleichzeitig hat sich die Eigentümerstruktur der Energieversorgung demokratisiert. Heute ist knapp ein Drittel der Stromproduktion erneuerbar und die vier großen Energiekonzerne haben erhebliche Marktanteile verloren. Im Jahr 2012 lag die Produktion von Erneuerbaren Energien zu 47 Prozent in Bürgerhand, bei circa 650 Genossenschaften mit 136.000 Mitgliedern. Gleichzeitig kam es in den vergangenen Jahren zu einer Gründungswelle von Stadt- und Gemeindewerken, von denen viele auch auf die Energiewende setzen.

    Allerdings liegen nach wie vor zwei Drittel der Stromerzeugung bei den fast ausschließlich fossil-nuklear produzierenden „Big 4“. Die Entwicklung einer demokratischen Eigentümerstruktur in der Stromerzeugung kommt durch die Einführung von Ausschreibungen in große Gefahr. Denn Bürgerenergieprojekte und –genossenschaften haben aufgrund der o.g. finanziellen Risiken in der Regel nicht die Möglichkeit, sich an Ausschreibungen zu beteiligen. Eine Verunsicherung durch die EEG-Reformen der letzten Jahre ist bereits eingetreten: Seit 2012 sind die Gründungen von Energiegenossenschaften spürbar zurückgegangen.

    3. Zielformulierung EEG-Reform 2016

    Die Einführung von Ausschreibungen begründet die Bundesregierung mit der Notwendigkeit, die Erneuerbaren Energien durch „mehr Marktnähe und Wettbewerb“ besser in die Strommärkte integrieren zu können. Sie führt auch eine bessere Planbarkeit und Mengensteuerung an und legt Wert auf eine strikte Einhaltung des Ausbaukorridors, also weder Über- noch Unterschreitung der Ausbauziele der Erneuerbaren. Als weitere Ziele sind Kosteneffizienz und Akteursvielfalt genannt. Unter letzterem versteht die Bundesregierung offensichtlich vor allem eine Breite an unterschiedlichen Rechtsformen und Größen von Akteuren, unter denen die Bürgerenergiegenossenschaft nur eine ist. Speziell zum Erhalt der Bürgerenergie legte die Bundesregierung in ihrem Entwurf zum EEG 2016 eine Bagatellgrenze von 1 MW fest, unterhalb derer keine Ausschreibungen erfolgen soll. Diese Bagatellgrenze bietet für die Bürgerenergie im Bereich der Photovoltaik gewisse Möglichkeiten, für Windenergie allerdings ist sie nicht hilfreich.

    Immer wieder begründet die Bundesregierung die Umstellung auf Ausschreibungen auch mit dem Verweis, die EU-Beihilfe-Leitlinien würden Ausschreibungen ab 2017 grundsätzlich erfordern. Zwar ist richtig, dass die EU-Beihilfeleitlinien für Umweltschutz und Energie 2014-2020 (EEAG) festlegen, dass die Förderung für erneuerbaren Strom zukünftig grundsätzlich durch Ausschreibungen erfolgen soll. Doch bei der Umsetzung lässt die EU-Kommission durchaus Spielräume wie etwa die sogenannte De-minimis-Regelung (6 Erzeugungseinheiten oder 6 MW bei Windkraft) als Ausnahmeregelung. Daraus ergibt sich beispielsweise bei Erzeugungseinheiten von bis zu 3 MW eine Freigrenze von bis zu 18 MW, die von Ausschreibungen ausgenommen sein könnten. Bei sehr kleinen Projekten von weniger als 500 kW (oder 3 MW bzw. 3 WEA) kann hier per Einspeisevergütung gefördert werden, größere könnten im Marktprämienmodell ohne Ausschreibung bleiben. Die Bundesregierung lehnt diese Freigrenzen mit der Begründung ab, dass auch große Projektierer diese Ausnahmen nutzen könnten, etwa durch geschickte Stückelung ihrer Projekte. Statt aber einem solches Vorgehen intelligent entgegenzuwirken, wurde die De-minimis-Regelung für Deutschlands Windkraftanlagen quasi gekippt.

    Auch der jüngste Vorschlag des BMWi von so genannten "privilegierten Bürgerenergie­gesellschaften“ ist keine hilfreiche Lösung. Sie sollen auch ohne Projektgenehmigung nach Bundesimmissions­schutzgesetz an Ausschreibungen teilnehmen können und somit von einem der Risiken befreit werden. Allerdings definiert das BMWi Bürgerenergie zum einen sehr beschränkt und befreit zum anderen auch nicht von den grundsätzlichen Risiken der Ausschreibungen, die für Bürgerenergie eine hohe Hürde darstellen.

    4. Hintergrund: Keine ergebnisoffene Erprobung

    Die Umstellung der Förderweise wurde bereits im EEG 2014 angestoßen und mit Pilotprojekten für PV-Freiflächenanlagen im Laufe des Jahres 2015 probeweise umgesetzt. Dabei wurden unterschiedliche Auktionsmodelle – Einheitspreisverfahren (uniform pricing) und Gebotspreisverfahren (pay as bid) angewandt. Die Erfahrungen aus diesen Pilotprojekten sollten evaluiert werden und in die Ausgestaltung des EEG 2016 einfließen. Doch noch bevor der Erfahrungsbericht (13.01.2016)2 aus dem BMWi vorlag, gab es bereits einen Entwurf für das EEG 2016. Zudem bewertet der Erfahrungsbericht die Pilotausschreibungen aus unserer Sicht zu positiv und unkritisch.

    DIE LINKE kritisiert, dass nicht die notwendigen Konsequenzen aus der mangelnden Beteiligung von Bürgerenergie gezogen wurden. So hat sich in den drei Pilot-Ausschreibungsrunden für PV-Freiflächenanlagen von April bis Dezember 2015 gezeigt, dass bei der Bezuschlagung Bürgerenergien fast gar nicht zum Zuge kamen. Allein in der dritten Ausschreibungsrunde vom 1. Dezember 2015 kamen zwei Bürgerenergiegenossenschaften zum Zuge, bei denen es sich aber um Einzelfälle zu handeln scheint, die Zugriff auf bereits vorentwickelte Freiflächen für PV-Anlagen hatten. Diese Fälle können nicht darüber hinweg täuschen, dass Bürgerenergie-Projekte durch Ausschreibungen grundsätzlich strukturell benachteiligt sind.

    Des Weiteren ist zu bezweifeln, ob die kurze Phase der Pilotausschreibungen (ein dreiviertel Jahr) überhaupt aussagekräftige Erfahrungen liefern kann, auf deren Grundlage eine weitreichende Entscheidung für diese Art der Förderung im EEG 2016 getroffen werden kann (künftig sollen 80 Prozent der Förderung erneuerbarer Energien über Ausschreibungen ermittelt werden). Keinerlei Aussage lässt sich z.B. über die tatsächliche Realisierung der bezuschlagten Projekte treffen, denn diese haben ab Zuschlag 24 Monate Zeit zu bauen. In zwei der drei Ausschreibungsrunden, die jeweils das Einheitspreisverfahren angewandt haben, gab es auch spekulative Gebote (wie z.B. für 0,09 ct/KWh beim Gebotstermin 1. Dezember 2015), die schließlich zum in der Ausschreibung ermittelten Einheitspreis von (in diesem Fall) 8 ct/kWh realisiert werden können. Ob die spekulativen Gebote, die den Einheitspreis gedrückt haben, de facto dazu führen, dass Projekte nicht realisiert werden, ist derzeit noch nicht abschließend zu beurteilen.

    DIE LINKE kritisiert daher, dass Pilotverfahren und Evaluation nicht seriös mit genügend zeitlichem Vorlauf und ergebnisoffen angelegt wurden, sondern eher als Feigenblatt fungiert haben, um das unverbrüchlich feststehende Ziel der Umstellung auf Ausschreibungen möglichst rasch durchzusetzen. Die Ausschreibungen könnten Akteursvielfalt und Bürgerenergie gefährden und zu einer Monopolisierung der Anbieterstruktur führen. Dies kritisiert auch der Deutsche Gewerkschaftsbund (DGB), der zudem vor einem Verdrängungswettbewerb infolge von Ausschreibungen unter dem Motto "Hauptsache billig" warnt und die Einhaltung von tariflichen Standards bei den erneuerbaren Energien anmahnt. 

    5. Mehr Offshore-Windenergie treibt die Kosten

    Im Entwurf zum EEG 2016 legt die Bundesregierung eine Formel fest, mit deren Hilfe eine strikte Einhaltung des Erneuerbaren-Ausbaus durch Ober- und Untergrenzen garantiert werden soll. Insbesondere die Einhaltung eines angesichts der Dynamik der Energiewende solch niedrigen Ausbaudeckels ist jedoch vor dem Hintergrund von Paris nicht zielführend. So soll unter anderem im Jahr 2025 der Anteil erneuerbarer Energien im Strombereich bei 40 - 45% liegen. Insgesamt soll nur genau so viel ausgeschrieben werden, wie für die Erreichung der Ausbauziele benötigt wird. Die Einhaltung des Ausbaukorridors soll dabei über Ausschreibungsmenge für Wind an Land gesteuert werden.
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    Die neue Architektur des EEG 2016 führt im Vergleich zum Szenario des EEG 2014 zu einem stärkeren Ausbau von Wind Offshore zu Lasten von Wind Onshore. Nach der EnKliP-Studie von Uwe Nestle im Auftrag der Linksfraktion im Bundestag „Das Eckpunktepapier zur EEG-Novelle 2016: Der richtige Weg zu mehr Kosteneffizienz und Umweltschutz?“ (Januar 2016)3 sei der entscheidende Unterschied vom Eckpunktepapier zum EEG 2016 zum Szenario „EEG 2014“ ein schnellerer Ausbau bei Offshore-Windenergie. Dieser erscheine sehr wahrscheinlich, da laut EEG-Eckpunktepapier der Umstieg auf ein Ausschreibungssystem erst im Jahr 2021 stattfinden solle. Danach erhielten Offshore-Windenergieanlagen eine administrativ festgelegte Einspeisevergütung entsprechend EEG 2014, wenn sie bis Ende 2020 ans Netz gehen. Bedingung dafür sei, dass sie „bis Ende 2016 eine unbedingte Netzanbindungszusage oder eine Anschlusskapazität erhalten haben“. Laut Energiewirtschaftsgesetz dürfe die Bundesnetzagentur bis 1. Januar 2018 eine Anschlusskapazität von maximal 7.700 MW vergeben, was also deutlich mehr sei als die 6.500 MW, die als Ausbauziel im EEG 2014 festgelegt sind. Dies habe sie bereits getan. Daher unterstellt EnKliP in diesem Szenario, dass bis 2020 insgesamt eine installierte Leistung von 7.700 MW Offshore-Windenergie ans Netz geht. „Dies entspricht einem durchschnittlichen Zubau von 880 MW pro Jahr und liegt um 240 MW pro Jahr höher als im Szenario ‚EEG 2014‘“, so die Studie.

    Offshore wird im Vergleich zu den ursprünglichen Plänen stärker ausgebaut. Aber für die gleiche Strommenge müssen die Kunden bei Offshore-Windenergie in der bis 2025 relevanten höheren Anfangsvergütung drei Mal so viel Geld ausgeben wie bei Windenergie an Land und Photovoltaik. Aller Voraussicht nach wird das zentrale 12-Cent/kWh-Kosten-Ziel der Bundesregierung für die durchschnittlichen EEG-Entgelte von Neuanlagen dadurch erneut deutlich verfehlt werden und in weite Ferne rücken. Entsprechend den Mengenzielen des EEG 2014 - mit weniger Offshore-Windenergie und mehr Windenergie an Land und Photovoltaik –, könnte das Kostenziel dagegen eingehalten werden.

    Die Lage bei der Verstromung von Biomasse ist infolge der vergangenen EEG-Reformen dramatisch, obwohl ihr als regel- und speicherbare erneuerbare Energie zumindest mittelfristig über eine systemdienliche Funktion in der Stromversorgung sogar eine wachsende Bedeutung zukommt. Der Zubau hat jedoch im Jahr 2015 mit 19 MW arbeitsrelevanter Leistung (Branchenangabe) bei weitem nicht die gesetzlich festgelegten 100 MW erreicht. Deshalb muss eine attraktive Regelung zur Verstromung von Biomasse (Bioabfall, Reststoffe, Gülle, nachhaltige Anbaukonzepte) gefunden werden bei Förderung systemdienlicher, flexibler Betriebe. Wenn keine Regelung gefunden wird, könnte es laut Branche bereits in den kommenden Jahren zu einem Rückbau des Bestands kommen, da eine Investition in die Optimierung der Anlagen sich nicht vor Ende der Förderung amortisiert. Auf dieser Grundlage sollte der Biomasse beim Zubau und im Anlagenbestand eine wirtschaftliche Zukunft geboten werden.

    Eine spürbare Kostenersparnis wäre zu erzielen, wenn endlich die großzügigen Rabatte der energieintensiven Industrie bei der Ökostromumlage auf diejenigen Unternehmen beschränkt würden, die mit einem relevanten Teil ihrer Produkte im internationalen Wettbewerb stehen. Damit könnte man Kosten in Milliardenhöhe zugunsten der privaten Haushalte einsparen.

    6. Position DIE LINKE

    Die Bundesregierung muss angesichts der Herausforderungen nach Paris endlich eine Lösung vorlegen wie der Wandel der Energiesysteme insgesamt – also Stromsektor, Wärme- und Effizienzsektor und Verkehrssektor – ökologisch und klimapolitisch geboten und gleichzeitig sozial verträglich gestaltet werden kann. Jedoch darf der Stromsektor, obwohl der Erneuerbaren-Ausbau momentan auf dem Zielpfad liegt, nicht aus der klimapolitischen Verantwortung genommen werden.

    Bürgerenergie stärken: DIE LINKE lehnt den Systemwechsel zu Ausschreibungen ab, weil damit für große finanzstarke Marktakteure deutliche Vorteile und zugleich Nachteile für Bürgerenergien, Kommunen und kleine private Akteure verbunden sind. Daraus erwächst eine Gefahr für die Demokratisierung der Energieversorgung. Für DIE LINKE sind Bürgerenergiegenossenschaften und kommunale Erzeuger als wichtige Akteure in der Energiewende unbedingt zu fördern. Die Bürgerenergie erhöht die gesellschaftliche Teilhabe und sorgt für eine bessere Akzeptanz der Erneuerbaren Energien bei der lokalen Bevölkerung. DIE LINKE will Kommunen und Bürgerenergie als Akteure und Eigentümer von Erneuerbarer Energie stärken. Oft gibt es gute Kooperationsprojekte mit den Kommunen oder Stadtwerken und einen guten Zugang zu lokalen Flächen.

    Falls Ausschreibungen nicht verhindert werden können, setzt sich DIE LINKE für Ausnahmen für kleine Akteure wie kleine kommunale Erzeuger und Bürgerenergie bei Ausschreibungen ein. Für die Photovoltaik sollte die Bagatellgrenze von 1 MW gelten, für die Windenergie sollte der Spielraum genutzt werden, den die EU-Kommission ermöglicht (De-minimis-Regelung): 6 Megawatt oder 6 Erzeugungseinheiten/Windenergieanlagen.

    Erneuerbaren-Ziel anheben und Kosteneffizienz absichern: DIE LINKE lehnt angesichts der Paris-Beschlüsse den rigiden Zubau-Deckel bei Ökostrom von 45 Prozent bis 2025 ab, denn bereits jetzt haben wir 33 Prozent Anteil erneuerbarer Energien an der Bruttostromerzeugung erreicht. Wer Klimapolitik ernst nimmt, muss jetzt das Ökostromziel für 2025 anheben. Das Zubauziel sollte bei 55 Prozent bis 2025 liegen. Eine soziale und effiziente Energiewende begünstigt mengenmäßig zudem nicht teure Offshore-Windenergie gegenüber der billigen Windenergie an Land. Ein rigider Ausbaudeckel bedeutet zudem Bestandsschutz für die fossilen Klimakiller Kohlekraftwerke. Letztlich muss der Ausbaupfad bei den erneuerbaren Energien einem Kohleausstiegspfad angepasst werden. Den geordneten Kohleausstieg bis 2035 oder 2040 jetzt einzuleiten, ist ein Gebot der Vernunft. Denn je früher und planbarer der Strukturwandel angegangen wird, umso eher ist es möglich, ihn mit den Menschen in den Regionen sozial verträglich zu gestalten.

    16. Februar 2016

    

    1 Vertragsstrafen

    2 http://www.bmwi.de/BMWi/Redaktion/PDF/A/ausschreibungsbericht-nach-99-eeg-2014,property=pdf,bereich=bmwi2012,sprache=de,rwb=true.pdf

    3 http://www.bulling-schroeter.de/wp-content/uploads/2016/01/16-01-13-Studie-Enklip-EEG-Novelle-DIE-LINKE.pdf

  
    Klima

    Waldschutz im Klimaabkommen von Paris? Fehlanzeige!

    Jutta Kill

    Waldbrände in Indonesien haben im vergangenen Jahr nahezu 2,6 Millionen Hektar Tropenwald vernichtet und in drei Wochen vermutlich mehr CO2-Emissionen freigesetzt als Deutschland in einem ganzen Jahr emittiert. Keine kleinen Zahlen also. Und nicht nur in Indonesien verursacht die großflächige Zerstörung von Wäldern immense Emissionen. 

    Internationale Naturschutzorganisationen, darunter The Nature Conservancy, Conservation International und der WWF argumentieren deshalb, das Ziel, die Erderwärmung auf maximal 1,5° bis 2° Celsius zu begrenzen, sei ohne Verankerung von Anreizen zum Waldschutz im UN-Klimaabkommen unerreichbar. Sie fordern seit langem, die Reduktion von Emissionen aus Entwaldung als Beitrag zum Klimaschutz anzuerkennen, und eine Finanzierung über den Verkauf von Emissionsgutschriften zu ermöglichen. Insbesondere letztere Forderung war von Beginn an umstritten.

    Vordergründig haben sie ihr Ziel im Dezember 2015 erreicht. Wälder und andere natürliche Lebensräume, die der Atmosphäre (temporär) CO2 entziehen, sollen "bewahrt und erweitert" werden. Das Abkommen von Paris nimmt auch explizit Bezug auf die Reduktion von Emissionen aus Entwaldung. Artikel 5.2 sieht als Instrument hierfür den umstrittenen REDD-Mechanismus vor, wobei REDD für die "Reduktion von Emissionen aus Entwaldung (engl. Deforestation) und Degradierung von Wäldern" steht.4 

    Der Jubel über den vermeintlichen Erfolg für den Wald könnte sich jedoch aus zwei gewichtigen Gründen als verfrüht erweisen: 

    Erstens bleibt die Frage der Finanzierung ungeklärt. Die meisten Befürworter von REDD bevorzugen eine Finanzierung mittels Handel mit Emissionsgutschriften. Kompensation statt Reduktion von Emissionen also, ein ebenfalls umstrittener Ansatz, dessen Beitrag zum Klimaschutz vielfach in Frage gestellt wird.5 Zudem fehlt auch weiterhin die Perspektive für einen internationalen Handel mit REDD-Emissionsgutschriften, wie ihn Privatsektor und die großen Naturschutzorganisationen seit Jahren fordern. Das Abkommen von Paris erlaubt zwar grundsätzlich einen solchen Handel, doch der Verkauf von Emissionsgutschriften (mit der neuen Bezeichnung "internationally transferred mitigation outcomes") bedarf der Zustimmung des Landes, in dem sich das Emissionsgutschriftenprojekt befindet. Das war bereits im vorherigen UN-Klimaabkommen, dem Kioto Protokoll, der Fall. Im Gegensatz zur Regelung dort müsste aber nun das Land, aus dem REDD-Emissionsgutschriften auf dem international Emissionsmarkt angeboten werden, diese Gutschriften auch aus der nationalen Kohlenstoffbilanz herausnehmen, da sich ansonsten zwei Parteien die selbe (vermeintliche) CO2 Reduktion in ihrer Kohlenstoffbilanz anrechnen. Die Einschränkung dämpfte die Begeisterung des Privatsektors für den vereinbarten internationalen Handelsmechanismus und es mehren sich die Stimmen, die postulieren, REDD sei passé.6

    [image: Bild4]Zweitens zeigt sich die mangelnde Eignung von REDD als Instrument zum Waldschutz in dessen Umsetzung immer deutlicher. Die umfassende 'REDD+ on the Ground'7 Studie des renomierten Forschungszentrums CIFOR sowie die Sammlung 'REDD: A Collection of Conflicts, Contradictions and Lies'8 der World Rainforest Movement, die 24 konfliktbeladene REDD+ Initiativen porträtiert, seien hier stellvertretend für die wachsende Zahl an Publikationen genannt, die aufzeigen, dass der REDD-Ansatz die eigentlichen Ursachen von Waldzerstörung unberührt lässt, und vielfach lokal Konflikte auslöst oder verstärkt. Es fehlt auch nach fast zehn Jahren "Vorbereitung auf REDD" immer noch der Nachweis, dass REDD ein wirksames Instrument gegen die großflächige Waldzerstörung sein könnte. 

    Bäume pflanzen ist kein Waldschutz

    Am Rande des Klimagipfels in Paris wurde auch die milliardenschwere "African Forest Landscape Restoration Initiative" (AFR100)9 vorgestellt. Weltbank, Geberländer wie Deutschland und private Investmentfonds wollen mehr als eine Milliarde US Dollar für die Aufforstung von 100 Millionen Hektar Land in bisher zehn afrikanischen Ländern bereitstellen. Das soll gegen Klimawandel helfen und neue Jobs schaffen.10 Bisher haben solche Aufforstungsinitiativen für das Klima jedoch vor allem Konflikte geschaffen und Kleinbauernfamilien ihr Land streitig gemacht, wie etwa in Uganda, Tansania, Mosambik, oder Indien.11 

    Norwegen, Deutschland und Großbritannien finanzieren gescheitertes Waldschutzinstrument in großem Stil weiter 

    Vor sechs Jahren sagte Norwegen Ländern mit hoher Entwaldungsrate bis zu einer Milliarde US-Dollar zu für den Nachweis vertraglich vereinbarter Emissionsreduktionen durch Walderhalt. Indonesien nahm das Angebot wahr und unterzeichnete 2010 ein bilaterales REDD-Abkommen mit Norwegen. Anfang März diesen Jahres veröffentlichte die Financial Times eine Bestandsaufnahme des Abkommens.12 "Es geht um viel in Indonesien", zitiert der Artikel den Norwegischen Umweltminister Helgesen, “wenn Indonesien seine Wälder retten kann, wird dies die Chance deutlich erhöhen, das Weltklima zu retten" (Original: "it will massively increase the chance of saving the world’s climate.”). Gleiches würde vermutlich gelten, stellte Norwegen seine Erdölförderung in der Nordsee und die Beteiligung der staatlichen Erdölfirma Statoil an der Förderung fossiler Energieträger in anderen Ländern ein. Davon ist jedoch weder im Artikel der Financial Times noch in Norwegens Beitrag zum Klimaschutz die Rede. Stattdessen verkündete die Norwegische Premierministerin Erna Solberg am ersten Tag der Klimaverhandlungen in Paris im Dezember 2015, dass sie auch deshalb eine Verankerung von REDD im Klimaabkommen befürworte, weil dies es Norwegen erleichtern werde, "klimaneutral" zu werden. Wenn jedoch Emissionen nur von Indonesien nach Norwegen verschoben, nicht aber reduziert werden, geht der Beitrag zur "Rettung des Weltklimas" verloren.

    Norwegen, Deutschland und Großbritannien finanzieren dennoch weiterhin in vergleichsweise großem Umfang den Aufbau von Institutionen und Strukturen zur Umsetzung von REDD. In einer gemeinsamen Erklärung wiederholten sie in Paris ihre schon im Vorfeld der Klimakonferenz 2014 in Lima angekündigte Bereitschaft, Tropenwaldländern insgesamt fünf Milliarden US-Dollar für den Zeitraum von 2015 bis 2020 zur Verfügung zu stellen. Bedingung für die Finanzierung: Tropenwaldländer müssen nachweisen, dass Emissionen aus Waldzerstörung auch tatsächlich zurückgegangen sind. Einen glaubhaften Zusammenhang zwischen reduzierter Entwaldung und REDD-Maßnahmen gibt es bisher für keines der von den drei Gebern finanzierten Länder. In Brasilien etwa sank die Entwaldung aufgrund von Maßnahmen, die vor der Einführung von REDD getroffen wurden, während offizielle Zahlen für die letzten beiden Jahren sogar wieder einen leichter Anstieg der Entwaldungsrate zeigen. Kein Erfolgsindiz für REDD. 

    In Paris stellten die drei Länder eine gemeinsame Absichtserklärung zu REDD mit Kolumbien vor. Das Land soll 100 Million US-Dollar im Rahmen des KfW-'REDD Early Movers'-Programms erhalten, so es den Nachweis für reduzierte Emissionen aus Entwaldung erbringen kann. Des weiteren erhält der "Carbon Fund" der Weltbank weitere 339 Million US-Dollar zur Unterstützung von “zirka fünf neuen großen Emissionsreduktionsprogrammen".

    Ob die Finanzierung von REDD jedoch tatsächlich dazu beitragen wird, dem Waldverlust nennenswert Einhalt zu gebieten, bleibt ungewiss. Die bisherige Erfahrung mit REDD zeigt, dass der Ansatz wenig geeignet ist, die tatsächlichen Ursachen von großflächiger Waldzerstörung anzupacken.13 

    Nahrungsmittelkonzerne als mögliche Abnehmer von REDD+-Emissionsgutschriften?

    In Paris setzte sich ein Trend fort, der mit der Verabschiedung der New York Declaration on Forests14 2014 seinen Anfang nahm: Immer mehr globale Nahrungsmittelkonzerne geben Selbstverpflichtungen ab, in denen sie bekunden, ab 2020 für die Herstellung ihrer Produkte keine Entwaldung mehr verursachen zu wollen. Doch während fettgedruckte Überschriften "null Entwaldung" (Original: "zero deforestation") ankündigen, stellen sich die Zusagen bei genauerem Hinsehen als Mogelpackung heraus. Statt "null Entwaldung" heißt es dann, man wolle netto die Entwaldung stoppen. Danone, Unilever, Monsanto, M&S, Cargill und andere Mitglieder des Consumer Goods Forum haben solche netto-null Entwaldungserklärungen abgegeben. Netto null ist aber nicht null. Für ihre Produkte werden die Konzerne auch weiterhin Wälder roden lassen, und Kleinbauern in ihrer Existenz bedrohen, nur dass sie dies nun unter dem grünen Deckmantel 'netto-null Entwaldung' tun. Die netto-Null soll dabei unter anderem durch den Kauf von REDD-Gutschriften erreicht werden. 

    ICAO Vorschlag für "klimaneutrales Wachstum im Flugverkehr" birgt Gefahr für Wald und Klima

    Auch die Flugbranche hat Interesse an Emissionsgutschriften aus REDD. Im September 2016 treffen sich die Mitglieder der internationalen Flugbehörde ICAO in Montreal zur 39. Hauptversammlung. Ein wichtiger Tagesordnungspunkt wird die Verabschiedung der "globalen marktbasierten Maßnahmen" sein, ein Maßnahmenpaket, mit dem Wachstum im Flugverkehr nach 2020 "kohlenstoffneutral" gemacht werden soll. Kompensieren statt reduzieren heißt auch hier das Motto. ICAO erwartet eine Verdopplung des Flugverkehrs zwischen 2020 und 2050 und rechnet damit, mehr als 20 Prozent der Gesamtemissionen aus dem Flugverkehr mittels Emissiongutschriften zu kompensieren. Viele Fluggesellschaften bieten schon jetzt auf freiwilliger Basis Emissionsgutschriften aus vermeintlichen Waldschutzprojekten an ‒ nicht zuletzt weil diese nicht nur Emissionsgutschriften sondern auch gut vermarktbare Bilder für die Werbebroschüren der Fluggesellschaften liefern. 

    Streiten für wirksame Maßnahmen zum Waldschutz muss weitergehen

    Es bleibt die nüchterne Bilanz, dass sowohl das Klimaabkommen von Paris also auch die fadenscheinigen "netto-null" Selbstverpflichtungen der Nahrungsmittelkonzerne und die geplanten "globalen marktbasierten Maßnahmen" der ICAO Wald und Waldvölkern wohl eher schaden als nutzen werden. Dies gilt umso mehr, wenn Menschen in Ländern wie Uganda, Tansania, Ghana oder der Demokratischen Republik Kongo den Zugang zu 100 Millionen Hektar Land verlieren, auf dem nach Willen der AFR100 Initiative mit finanzieller Unterstützung von Industrieländern und privaten Investitionsfonds 'Klimaplantagen' entstehen sollen. 

    jutta@gn.apc.org
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    Erklärung der Ökologischen Plattform bei DER LINKEN

    Ergebnisse und Schlussfolgerungen aus der Pariser Klimakonferenz (COP21)

    Nur ein viertel Jahr nach der Pariser Klimaschutzkonferenz ist das Thema weitge­hend aus der öffentlichen Wahrnehmung verschwunden. Dabei wären jetzt verstärkte Anstrengungen nötig, um den Nationalen Klimaschutzplan 2050 so vorzubereiten und zu erarbeiten, dass er von breiten Teilen der Bevölkerung unterstützt wird. Im Konzept der Bundesregierung ist das nicht spürbar. Der erste (Online-) Bürgerdialog zum Klimaschutzplan 2050 fand vom 24. November 2015 bis zum 21. Dezember 2015 mit 420 TeilnehmerInnen faktisch ohne Öffentlichkeit statt.

    Aufgabe LINKER Politik ist es, die strategischen Anforderungen, die sich aus der globalen Bedrohung durch den Klimawandel ergeben, mit dem aktuellen Kampf um soziale Ziele so zu verbinden, dass Verteilungsgerechtigkeit die Menschen im Globalen Süden und zukünftige Generationen mit einschließt. 

    Schon jetzt zwingt der Klimawandel viele Menschen in Zentralafrika, ihre Heimat zu verlassen, weil sie sich nicht mehr ernähren können. 2014 hat Entwicklungsminister Gerd Müller (CSU) die Anzahl der zu erwartenden Klimaflüchtlinge auf 200 Millionen geschätzt. Bisher kamen Flüchtlinge aus Gründen wie Krieg, Bürgerkrieg, Natur­katas­trophen, Armut und Arbeits­losigkeit. Zukünftig werden es vor allem Klimaflücht­linge sein und zwar fünf bis sechs Mal mehr als bisher. Sie finden in der deutschen Asyl­gesetzgebung bisher keine Anerkennung (nur Neusee­land erkennt den Asylgrund Klimaflüchtling an). 

    Die Industrieländer sind die Verursacher des Klimawandels und tragen Verantwor­tung, die betroffenen afrikanischen und asiatischen Länder sind am Klimawandel weitgehend unschuldig. Aber wie reagiert die deutsche Regierung, wenn die Klima­flücht­linge zu Millionen an der Grenze stehen? Mit Geld allein können die Probleme nicht gelöst werden. 

    Was hat die Pariser Konferenz gebracht?

    Eine Vereinbarung wurde getroffen, in dem nicht nur das Ziel bekräftigt wurde, die Erd­er­wärmung auf 2° gegenüber dem vorindustriellen Niveau zu begrenzen, sondern 1,5° anzustreben. Gleichzeitig wurde festgestellt, dass die nationalen Klimapläne nicht einmal ausreichen, die 2°-Grenze einzuhal­ten. Mit prognostizierten 55 Mrd. t CO2 sind sie 25% zu hoch; diese Maßnahmen begrenzen die globale Erwärmung auf 2,7° bis 4,3°. Daher sollen regelmäßige Berichte die einzelnen Länder anregen, ihre Klimaschutzziele zu erhöhen. Für die Finanzierung der Klimaschutzmaßnahmen zahlen die Industrieländer den Ländern des Globalen Südens bis 2025 jähr­lich 100 Mrd. $ – eine Summe, die nicht reichen wird. Die folgende, höhere Finanzierung ist noch völlig unklar. Schäden durch die Klima­erwär­mung („loss and damage“) sind im Abkommen erwähnt, aber Festlegungen ihrer (finanziellen) Regu­lierung an den USA gescheitert. Erstmals wurde klimabedingte Migration als Problem benannt – ein allererster Schritt, Klimaflüchtlingen politisches Asyl zu gewähren. Wälder und andere Ökosysteme, die der Atmosphäre CO2 entziehen, sollen „bewahrt und erweitert“ werden. Dazu wurde allerdings der umstrittene REDD+-Mechanismus festgeschrieben. Wesentliche Klima­schädiger (Flug- und Schiffs­verkehr) sind dage­gen nicht erwähnt. Zur Frage, wie die Treibhaus­gasemissionen in den einzelnen Länder ermittelt und berichtet werden, wurde ein einheitliches Transparenzsystem fest­gelegt. Beim Aufbau eines solchen Systems bekommen Länder, die noch keine Treibhaus­gas-Buchhaltung haben, Hilfe z.B. vom UBA. Doch die Verantwortung für das Erreichen der Klimaschutzziele verbleibt allein bei den Ländern. Unabhängige Kontrollen oder gar Sanktionen gibt es nicht. Konkrete Schritte dahin, dass in der "zweiten Hälfte des Jahrhunderts" „nicht mehr Treibhausgas emittiert, als wieder absorbiert wird“, fehlen. 

    Erstmals ist es gelungen, nicht nur die bisherigen Bremser beim Klima­schutz (z.B. China, Indien, USA) zur Zustimmung zu bewegen, sondern auch das anspruchs­volle – und nur theoretisch noch erreichbare – 1,5°-Ziel zu fixieren. Die Mängel der Verein­barung sind der Preis dafür. Dass die Verantwortung für die Umsetzung bei den Ländern liegt und sich ihre Regierungen nicht (mehr) hinter anderen verstecken können, eröffnet auch weitere Spielräume für unsere politische Auseinandersetzung auf den Straßen. DIE LINKE muss sie nutzen.

    Fragen, die auf dem Kongress nicht behandelt oder nicht geklärt wurden – 
Rahmen für Druck von links, um Klimagerechtigkeit herzustellen

    Klimaschutzziele und Schritte, diese zu erreichen

    
      	
        Es gibt nur unverbindliche Absichtserklärungen zur Emissionsreduktion und keinen verbindlichen Fahrplan zur Erreichung des 2°-Zieles. 
Es gibt keine Sanktionsmechanismen, wenn die Ziele nicht eingehalten werden. 
Es gibt nur eine Verpflichtung, zukünftig die Klimaschutzmaßnahmen der Länder zu evaluieren, aber keine, diese zu verstärken.

      

      	
        Es wird nicht auf das extrem kleine Zeitfenster – bis 2030 – hingewiesen, in dem ein Umsteuern überhaupt noch möglich ist. 

      

    

    Dekarbonisierung

    
      	
        Die Wege in eine Null-Kohlenstoff-Welt sind unklar.
Eine Energie- und Klimastrategie zur Dekarbonisierung gibt es nicht. 
(Die Begriffe „Dekarbonisierung“ und „Klimaneutralität“ wurden zum Schluss der Beratungen durch Einfluss von USA, China und Indien aus dem Vertrag gestrichen). 

      

      	
        Die Notwendigkeit wird nicht angesprochen, dass die Industrieländer bis 2035 komplett dekarbonisiert werden müssen, um die beschlossenen Leitplanken der Erwärmung einhalten zu können.

      

      	
        Keine Ziele zur 100%igen Umstellung auf erneuerbare Stromversorgung.

      

      	
        Unklare Auswirkungen der Freihandelsverträge auf die Dekarbonisierung bzw. Emissionen.

      

    

    Finanzmärkte 

    Wie können Finanzströme weg von den fossilen Brennstoffen hin zur erneuerbaren Energie umgelenkt werden? 

    Globale Konsequenzen technologischer Konzepte

    
      	
        Unklar ist, was die mögliche Neutralisierung der Emissionen durch Waldanpflanzung, Moorwiederherstellung und CCS bedeutet. 

      

      	
        Unklar ist die Zulässigkeit von Geoengineering. 

      

    

    Es sind keine Maßnahmen festgelegt, bis der Vertrag 2020 wirksam wird. 

    Was muss von der Bundesregierung entsprechend der Beschlüsse der Klimakonferenz auf den Weg gebracht werden?

    Bereits 2007 hatte die Bundesregierung beschlossen, die Treibhausgasemissionen bis 2050 im Vergleich zu 1990 um 80 bis 95 % zu senken. Mit dieser Zielstellung ist klar, dass die Stromerzeugung dann zu 100 % aus erneuerbarer Energie stammen muss. Dafür muss der Kohleausstieg bis 20140 abgeschlossen sein. 

    Die Bundesregierung will bis Mitte 2016 einen Klimaschutzplan vorlegen. Was muss dieser Plan enthalten unter der Prämisse, dass die deutsche Umweltministerin auf der Konferenz das 1,5° C-Ziel mit vertreten hat?

    
      	
        Wiederherstellung des EEG, 

      

      	
        Gesetz zur Emissionsminderung in der Landwirtschaft,

      

      	
        Kohleausstiegsgesetz mit Ziel des völligen Ausstiegs bis 2030 und

      

      	
        Vollversorgung mit erneuerbarer Energie bis 2040, 

      

      	
        Umstellung des gesamten Verkehrs auf elektrische Traktion mit Speisung aus erneuerbarer Energie.

      

    

    Dabei müssen Risikotechnologien wie CCS und Fracking ausgeschlossen und der Ausstieg aus der Atomenergie beschleunigt werden.

    Die bisherige Politik der Bundesregierung widerspricht dem und gibt keinerlei Hoffnung, dass sich das ändern könnte.

    Bündnispolitik

    Bisher hat sich DIE LINKE vor allem auf die Lösung der sozialen Fragen in Deutsch­land und der EU konzentriert. Die Zukunftsfragen, die sich national und international aus dem Klimawandel ergeben, sind bisher nur als marginales Randproblem behan­delt worden. In Anbetracht der Tatsache, dass das Kapital mit dem Wirtschaftswachs­tum und der Profitgier den forcierten Klimawandel zu verantworten hat und die Exis­tenz der Menschheit aufs Spiel setzt, sollte DIE LINKE dieses Problem als zweite Säule in den Mittelpunkt ihrer Politik setzen.

    Die Bekämpfung der globalen Erwärmung, der Einsatz für globale Gerechtigkeit ist in letzter Konse­quenz ein Kampf gegen den Kapitalismus. Immer mehr Menschen – quer durch alle Parteien und NROs – beginnen, die Gefahren des Klimawandels zu erken­nen und sind damit potentielle Bündnispartner in diesem Kampf (ohne sich der o.g. Konsequenz bewusst zu sein). 
Für diese ist das in der aktuellen Politik DER LINKEN allerdings schwer erkennbar. Potentielle Bündnismöglichkeiten werden noch verschenkt.

    Da die Regierungen nur zu vagen Versprechungen bereit sind und diese bisher nicht erfüllt werden, müssen wir die Dekarbonisierung selbst in die Hände nehmen und zwar mit allen Mitteln, die zu Gebote stehen, weil die Existenz unserer Nachfahren auf dem Spiel steht. 

    In Deutschland garantiert Art. 20, Abs. 4 GG das Recht jedes und jeder Deutschen, gegen Jeden Widerstand zu leisten, der es unternimmt, die dort in Absatz 1 bis 3 nieder­gelegte Verfassungsordnung zu beseitigen, wenn andere Abhilfe nicht möglich ist. Insbesondere gilt das für den Katalog der Menschen- und Grundrechte. Im Falle des Klimawandels wird das Recht auf Leben in Frage gestellt, wenn durch den Klima­wan­del eine lebensbedrohende Heißzeit beginnt. Die Regierung begeht einen perma­nenten Angriff auf dieses Recht auf Leben, sowie auf Ordnung und Sicherheit, die dann nicht mehr garantiert werden können. Jeder Bürger und jede Bürgerin darf demnach persön­lich wirksam werden, um die Klimawende zu verhindern, wenn die Regierung das Gegenteil praktiziert. 

    Bei weiterer Verzögerung der Energiewende entsteht ein irreparabler Schaden. Klima­gase sind zum Teil mehr als 1000 Jahre wirksam. Daher ist jetzt „Gefahr im Verzug“ und als präventive Gefahrenabwehr einzuschätzen, wenn Braunkohle­tage­baue und Kohlenkraftwerke unter Mitwirkung von Bürgerinitiativen still gelegt werden. Das entspricht den Interessen aller BürgerInnen der Bundesrepublik. 

    Der Kohleausstieg muss zu einer Volksbewegung gemacht werden, die den notwen­di­gen Druck auf die Industrie und die Regierung erzeugt. Unsere Sympathie gilt des­halb allen Menschen, die sich aufopferungsvoll um die Stilllegung von Kohlekraft­werken und Tagebauen bemühen. Neben den AktivistInnen aus DER LINKEN sollten sich auch Parteivorstand und Fraktionen stärker in dieser Richtung positionieren.

    Fazit

    Fast alle WissenschaftlerInnen und viele PolitikerInnen sind sich einig, dass die Überschreitung von Grenzen der Klimaerwärmung irreparable Schäden in der Natur nach sich ziehen, wodurch die Ernährungssicherheit der wachsenden Weltbevölkerung in Frage gestellt und weite Teile der Kontinente unbewohnbar gemacht werden. Es ist eine politische Auf­gabe ersten Ranges, den noch bewohnbaren Teil der Erde für die jetzigen, ein­schließ­lich der Klimaflüchtlinge, und zukünftigen ErdenbewohnerInnen zu erhalten und gerecht zu verteilen. Dazu muss die kapitalistische Produktions- und Lebensweise in historisch kurzer Frist von etwa 30 Jahren transformiert werden, sonst droht eine Heißzeit mit Untergang vieler Kulturen und Menschen. Vor dieser Aufgabe drücken sich alle Regierungen und die Shareholder wollen Maximalprofit bis zum Untergang. Ebenso wie es gesellschaftliche Mehrheiten in der Frage Atomausstieg, Gentechnik und Erneuerbarer Energie gegeben hat und noch gibt, muss die Mehrzahl der Bevölkerung gewonnen werden, sich gegen das kapitalistische Wirtschaftssystem zu stellen, wenn es unsere Lebensgrundlagen zerstört. 

    Nur eine antikapitalistische Partei wie DIE LINKE kann diese Aufgabe in Angriff nehmen.

    

    4 Eine kritische Bewertung der für Waldschutz und REDD relevanten Passagen des Klimaabkommens findet sich bei REDD-Monitor (in englischer Sprache). Die Webseite bietet auch eine ausführliche Kritik zum REDD-Mechanismus. http://www.redd-monitor.org/2015/12/15/cop21-paris-redd-and-carbon-markets/ 

    5 Siehe unter anderem L. Lohmann (2010): Regulation as Corruption in the Carbon Offset Markets. http://www.thecornerhouse.org.uk/sites/thecornerhouse.org.uk/files/Athens%2010.pdf 
oder Elmar Altvater & Achim Brunnengräber (Hrsg.): „Ablasshandel gegen Klimawandel? Marktbasierte Instrumente in der globalen Klimapolitik und ihre Alternativen“; 2008. Reader des Wissenschaftlichen Beirats von Attac.

    6 http://www.redd-monitor.org/2016/02/04/redd-is-dead-whats-next/ 

    7 http://www.cifor.org/redd-case-book/

    8 http://wrm.org.uy/books-and-briefings/redd-a-collection-of-conflicts-contradictions-and-lies/

    9 http://www.wri.org/news/2015/12/release-african-countries-launch-afr100-restore-100-million-hectares-land

    10 http://www.spiegel.de/wissenschaft/natur/klimawandel-in-afrika-soll-wald-geschaffen-werden-a-1066403.html

    11 Uganda: http://www.redd-monitor.org/2016/01/08/global-woods-plantations-in-uganda-trees-versus-food/
Tanzania: http://www.dred-monitor.org/2015/11/27/the-swedish-energy-agency-has-frozen-carbon-credits-purchases-from-norwegian-plantation-firm-green-resources/
Mozambik: https://www.grain.org/bulletin_board/entries/4531-carbon-trading-and-redd-in-mozambique-farmers-grow-carbon-for-the-benefit-of-polluters 
Indien: http://www.redd-monitor.org/2015/09/24/india-plans-to-hand-over-degraded-forests-to-plantation-companies/ 

    12 https://ig.ft.com/sites/land-rush-investment/indonesia/

    13 siehe Berichterstattung www.redd-monitor.org

    14 http://www.redd-monitor.org/2014/10/02/made-in-the-usa-paid-for-by-norway-the-new-york-declaration-on-forests/

  
    Land- und Forstwirtschaft

    „Im Grunewald ist Holzauktion“

    Der Grunewald - Stationen einer bewegten Geschichte

    Detlef Bimboes

    Der Berliner Grunewald ist ein schönes, vielgestaltiges und viel besuchtes Stück Wald mit dem Ökowerk und Waldmuseum mit Waldschule, eingerahmt von Havel und Grunewaldseenkette, zudem wichtig fürs Berliner Trinkwasser. Im vorletzten Jahr zeichnete der Bund deutscher Forstleute ihn zu Deutschlands „Waldgebiet des Jahres 2015“ aus, bewirtschaftet nach Regeln naturnaher Forstwirtschaft, mit neun Naturschutzgebieten und großen EU-Schutzgebietsflächen (FFH) ausgestattet. Für diese Auszeichnung haben kundige Forstleute gesorgt und das Engagement vieler NaturschützerInnen. Doch hinter der Gegenwart versteckt sich auch eine lange, von Gewalt, Herrschaft, wirtschaftlicher Entwicklung und sozialen Kämpfen durchzogene Gesellschaftsgeschichte, die mit der des Waldes verwoben ist. Darin soll im Folgenden ein bisschen geblättert werden.

    Herrschaft der Hohenzollern läutet Ende der Allmende ein

    Der Grunewald – d. h. der ursprüngliche Teil der Teltowschen Heide – wurde gemeinschaftlich von Zehlendorfer Bauern bewirtschaftet. Ihnen waren dafür zumeist Nutzungsrechte von der Grundherrschaft des alt eingesessenen Landadels verliehen worden. Sie nutzten den Wald für vielerlei Zwecke: als Viehweide und das Laub als Streu für Tierställe, zur Bienenhaltung und zur Gewinnung von Brenn- und Bauholz. Daneben wurde Wild gejagt und in den Seen gefischt. Von Teerbrennern betriebene Teeröfen wie der bei Kohlhasenbrück (Stadtteil Albrechts Teerofen in Wannsee) sorgten für großen Holzverbrauch. So führte allein die jahrhundertelange Waldweide, auf die umliegende Ortschaften ein Anrecht hatten, zu einem Rückgang der Laubbäume und zu lichteren Wäldern. Durch all diese Tätigkeiten sah der Wald über große Strecken wie ausgemergelt aus. Der Wald war eben notwendige Lebensgrundlage und keine wildromantische Idylle der Waldeinsamkeit.

    Mit den Hohenzollern sollten sich die Dinge ändern. So verdankte König Sigismund von Ungarn Friedrich dem VI., dem Burggrafen von Nürnberg und Mitglied des fränkischen Zweiges der Hohenzollern, die Wahl zum deutschen König ab 1411. Zum Dank übertrug er ihm im Jahre 1412 die Mark Brandenburg, und der regierte dann als Markgraf Friedrich I. das Gebiet und den alteingesessenen Landadel. Mit Übernahme der Herrschaft in Brandenburg durch die Hohenzollern wurde das Ende bäuerlicher Nutzungsrechte eingeläutet. Der Wald wurde immer stärker den wirtschaftlichen Interessen des Adels zulasten der Bauern unterworfen, was auf lange Sicht letztlich in eine Vertreibung zahlloser Bauern aus dem Wald mündete und zur allmählichen Auflösung der Allmende auch im Grunewald. So blieb die Jagd allein den Landesfürsten vorbehalten, bei Verstößen drohten drakonische Strafen bis hin zum Ausstechen beider Augen. Zudem wurde Holz zur begehrten Ressource der Hohenzollern. Eines der probaten Mittel, die Bauern zu vertreiben bzw. ihre Nutzungen des Waldes zu regulieren, waren deshalb immer neue Holzordnungen. Holz ließ sich gut verkaufen und brachte viel Geld ein. Denn die neue Dynastie brauchte volle Kassen für Hofhaltung, Wirtschaftsausbau und neue Kriege. ...

    Natur- und Umweltschutz ‒ Umweltbewegung mischt auf und mit

    Im Kalten Krieg entwickelte sich die „heiße“ '68er Bewegung, aus der in der zweiten Hälfte der 1970er Jahre ein breites Spektrum neuer sozialer Bewegungen entstand. Große Wirk- und Strahlkraft entfaltete eine breit getragene Umwelt-/Anti-AKW-Bewegung gegen die aufgestauten Umweltprobleme und die Gefahren durch Atomkraftwerke. Hier arbeiteten gesellschaftskritisch eingestellte Umweltschützer vielfach eng mit konservativen UmweltschützerInnen zusammen. Die Entwicklung dieser Umweltbewegung und der von ihr ausgehende Druck dürfte in Westberlin mit dazu beigetragen haben, dass die Forstverwaltung im Jahre 1979 mit dem Landeswaldgesetz die gesamte Waldfläche West-Berlins zum Schutz- und Erholungswald erklärte und den „naturgemäßen Waldbau“ zum Programm erhob. Das Landeswaldgesetz und der forstliche Rahmenplan von 1982 sahen als wichtigste Ziele unter anderem vor:

    
      	
        Erhöhung des Laubholzanteils von 40 % auf 60 %,

      

      	
        Aufbau eines reich strukturierten Mischwaldes und die

      

      	
        Verbesserung von Naturschutz und Landschaftspflege.

      

    

    
      [image: Bild6]
    

    Parallel dazu war im Jahre 1982 von zwölf Naturschutzvereinen und rund 200 Einzelmitgliedern der Verein Naturschutzzentrum Ökowerk Berlin e. V. gegründet worden. Das Ökowerk hat bis heute seinen Sitz am ehemaligen Wasserwerk Teufelssee im Grunewald (http://www.oekowerk.de/). Die Naturschutzarbeit hat ihren Schwerpunkt im Grunewald bzw. auf dem Betriebsgelände. Es besteht eine enge Zusammenarbeit mit der Berliner Forst- und Umweltverwaltung, so bei der Pflege von Mooren und Naturschutzeinrichtungen am Teufelssee und beim Monitoring der Natura 2000 Gebiete im Grunewald.

    Nach der Wende 1990 – Berliner Forstleute entwickeln gemeinsam neues Waldkonzept

    Seit dem Ende der Teilung Deutschlands gilt in Berlin das Ziel einer naturnahen und standortgerechten Waldbewirtschaftung. In der 1992 von der Forstverwaltung erarbeiteten Waldbaurichtlinie wurde das Ziel konkretisiert. Nach und nach soll der Berliner Wald – und damit natürlich auch der Grunewald ‒ auf der gesamten Fläche zu einem naturnahen Wald aus standortgerechten, naturraumtypischen heimischen Baum- und Straucharten entwickelt werden. Seit dem Jahre 2002 werden die Berliner Forsten anhand der Kriterien des ForestStewardship Council (FSC) und des Naturland-Verbandes für eine ökologische Waldbewirtschaftung zertifiziert. Die Kriterien des Naturland-Verbandes sind sogar noch strenger als die des FSC. Für die Zertifizierung sind im Grunewald zwei Referenzflächen mit insgesamt 120 Hektar angelegt worden. Hier findet keine forstwirtschaftliche Nutzung statt, um zu beobachten, wie und wohin sich die Natur entwickelt.

    Im Jahre 2005 wurde die Waldbaurichtlinie aktualisiert und abgestimmt mit den Naturschutzverbänden und den beiden Zertifizierern. In einem einheitlichen Konzept sind hier Forstwirtschaft, Naturschutz, Erholungsnutzung, Landschaftsästhetik und Klimaschutz vereint. Ein wichtiger Punkt ist, dass das im Berliner Landschafts- und Artenschutzprogramm geforderte Prinzip des Natur- und Artenschutzes auf der ganzen Fläche des Waldes im Sinne eines umfassenden Waldnaturschutzes praktiziert wird.

    Zu guter Letzt ‒ Holzernte und Holzverwertung sollten besser werden

    Im Grunewald werden jährlich werden pro Jahr ca. 20 000 Kubikmeter Holz geerntet. Die Holzernte bedarf hier wie auch den übrigen Berliner Forsten Verbesserungen, auch wenn sie anhand der Vorgaben von FSC und Naturland durchgeführt wird. Die vielfach verwendeten Holzerntemaschinen sind mit bis zu 25 – 30 Tonnen Gewicht sehr schwer. Damit können Baumwurzeln geschädigt werden und zusätzlich das bereits aus der Vergangenheit arg geschundene Bodengefüge. Um die Schäden zu verringern, sollten für den Bodenschutz sog. Bogiebänder aufgezogen werden. Hierbei handelt es sich um einer Raupenkette ähnelnde Stahlbänder, die die kraftbetriebene Fortbewegung (Traktion) verbessern. Dadurch werden bis zu 50 Prozent geringere Bodenverdichtungen als bei normaler Reifenbefahrung erreicht. Sinnvoll wäre auch der Einsatz verfügbarer, leichterer Erntemaschinen und von Rückepferden bis hin zu Seilzugtechniken, wie man sie aus der Bewirtschaftung von Gebirgswäldern kennt. Gemeinwohlorientierung und Waldökologie vertragen sich nicht mit kurzsichtiger Betriebswirtschaft.

    
      [image: Bild7]
    

    Das in den Berliner Wäldern geerntete Holz ist nur ein winziger Teil der großen, in Deutschland jährlich geernteten Holzmenge. In diesem Zusammenhang ist insbesondere der starke Anstieg der Holzverbrennung in den letzten 15 Jahren immer mehr in die Kritik geraten. Sie richtet sich auf mehrere Punkte. Zum einen darauf, ob Holz wirklich – zumal wenn im Übermaß verbrannt - ein CO2-neutraler Brennstoff und damit vorteilhaft für das Klima ist. Zum anderen setzt Holz, wird es verbrannt, praktisch genauso viel CO2 pro Kilowattstunde wie schlechte Braunkohle frei. Außerdem ist der Heizwert von Holz gering. Ferner entstehen bei der Holzverbrennung – selbst wenn es sauberes Waldholz ist – große Mengen an gesundheitsschädlichen Feinstäuben, die noch dazu ungenügend durch gültige Abgasregelungen zurückgehalten werden. Vor diesem Hintergrund ist es sinnvoller – auch um den geringen Energiegehalt von Holz möglichst umfassend auszuschöpfen – Waldholz aus den Berliner Wäldern vor allem in Kraftwerken mit Kraft-Wärme-Kopplung zu verbrennen, am besten mit hocheffizienter Rauchgaswäsche. Soweit möglich, sollten geeignete Energieholzsortimente der stofflichen Verwertung zur Herstellung von Holzwerkstoffen zugeführt werden. Für Kamine und Öfen sind dringend schärfere Abgasbestimmungen als gegeben notwendig.

    Gekürzt aus: http://www.detlef-bimboes.de/Forst-/Holzwirtschaft

  
    Verkehr

    Verkehrsminister öffnen Privatinvestoren einen Türspalt

    Carl Waßmuth

    Am 23.2.2016 hat die Verkehrsministerkonferenz der Länder einstimmig eine „Bundesfernstraßengesellschaft“ des Bundes abgelehnt. Dass der Beschluss einstimmig erfolgte, bedeutet, dass selbst die von DER LINKEN angeführte Koalition in Thüringen den Beschluss mitträgt. Die Einigung wurde von der thüringischen Verkehrsministerin Birgit Keller von der LINKEN unter der Überschrift beworben „Keine Privatisierung der Infrastruktur“. Ist die Privatisierung im Bereich der Autobahnen damit tatsächlich abgewendet? 

    Nachfolgend werden der Beschluss der Verkehrsministerkonferenz, der zugehörige Bericht der eingesetzten Kommission sowie einige flankierende und 2015 bereits beschlossene Gesetze ausgewertet. Einige Angaben beruhen dabei auf einer neu erschienenen Studie: „Aktuelle Entwicklungen bei der Privatisierung der Daseinsvorsorge in Deutschland mit besonderem Fokus auf Bundesfernstraßen“ (Katja Thiele/Carl Waßmuth, Februar 2016, Studie im Auftrag der Rosa-Luxemburg-Stiftung und der Vereinten Dienstleistungsgewerkschaft ver.di15). Es zeigt sich, dass der Bund sukzessive seinem Ziel näher kommt, Privatinvestoren den Weg in öffentliche Infrastrukturen zu bereiten.

    Der Beschluss der Verkehrsministerkonferenz

    Beschlossen wurde insbesondere die Zustimmung zum Abschlussbericht der eingesetzten Fachkommission16 (auch „Bodewig-II-Kommission“ genannt):

    „Die Verkehrsministerkonferenz nimmt den Bericht der Kommission 'Bau und Unterhaltung des Verkehrsnetzes' zustimmend zur Kenntnis.“

    Der Abschlussbericht dieser Kommission umfasst 95 Seiten, die Zustimmung bezieht sich somit auf ziemlich viel. Auf was genau, wird weiter unten noch gezeigt. Neben der zustimmenden Kenntnisnahme hat die Verkehrsministerkonferenz jedoch auch noch einzelne Punkte besonders hervorgehoben. Ein wichtiger davon lautet:

    "Die Verkehrsministerkonferenz empfiehlt, eine zentrale, primär auf Nutzerfinanzierung und Haushaltsmittel gerichtete Finanzierungsstruktur zu entwickeln, die alle Bereiche der Verkehrsinfrastruktur im regelgerechten Zustand refinanzieren kann."

    Die Einschränkung "primär" bedeutet, dass „sekundär“ auch möglich ist. Sekundär kann somit eine auf Privatinvestoren ausgerichtete Finanzierungsstruktur entwickelt werden. Vom Umfang her wären jedoch bis zu 49,9 % des Volumens auch noch „sekundär“ – so hoch waren die Anteile der Privatinvestoren an den teilprivatisierten Berliner Wasserbetrieben, einer Anstalt öffentlichen Rechts. Auch dass die Verkehrsinfrastruktur insgesamt angesprochen wird, könnte beunruhigen: Offensichtlich geht es um mehr als um die zuletzt zur Debatte stehenden Fernstraßen. Der Beschluss gestattet somit die Teilprivatisierung von Bau, Sanierung, Erhalt und Betrieb nicht nur eines großen Teils der Fernstraßen, sondern aller öffentlichen Verkehrsinfrastrukturen.

    Einbezug von privatem Kapital in der Bodewig-II-Kommission

    Die Verkehrsminister der Länder hatten die Bodewig-II-Kommission als Reaktion auf die Forderungen des Fratzscher-Berichts eingerichtet. Fragestellungen zur Einbindung von privatem Kapital wurden in der Bodewig-II-Kommission zwar nur am Rande behandelt. Die Einbindung privaten Kapitals17 wird als Option jedoch explizit nicht ausgeschlossen. Allerdings wird die Einbindung privaten Kapitals durch sprachliche Wendungen als begrenzt beschrieben („letztendlich nur“, „nur in Einzelprojekten bzw. über Konzessionsmodelle“, „nur auf Einzelprojekt- bzw. Konzessionsbasis ein beschränkter Beitrag“). Eine objektive (und somit später überprüfbare) Grenzsetzung findet allerdings nicht statt.

    Es könnte gemäß der vorgeschlagenen Modelle der Bodewig-II-Kommission einer entsprechenden Gesellschaft die Kreditfähigkeit gestattet werden. Vor allem könnte ihr die Möglichkeit eingeräumt werden, Kapitalanlegern ÖPP-Verträge anzubieten. Die Renditeerwartungen der Kapitalanleger werden für Eigenkapital mit 5% bis 15% beziffert, für Fremdkapital mit 2% bis 7%. Das sind zum einen erhebliche Spannen, zum anderen würden auch die Untergrenzen schon eine erhebliche Verteuerung der Finanzierungskosten für die öffentliche Hand bedeuten. Es ist in Frage zu stellen, ob vor diesem Hintergrund die folgende Angabe zur möglichen Renditeherkunft beruhigen kann:

    „Dabei kann die Rendite für die privaten Kapitalgeber über Einsparungen oder über Ausschüttungen (Mauteinnahmen, Ausschüttungen) realisiert werden.“.18

    Die Positionen zur Einbindung von privatem Kapital wirken eigenartig abgekoppelt von den anderen Aussagen im Bericht. Die Notwendigkeit der Einbindung von privatem Kapital wird nicht schlüssig begründet und auch nicht die Erfordernis einer spezialisierten, zentralen Finanzierungsgesellschaft.

    Forderungen der Fratzscher-Kommission, der Bauindustrie und der Versicherungen erfüllt

    Die Verkehrsminister der Länder erfüllen mit der Bodewig-II-Kommission den Vorschlag der Fratzscher-Kommission, privatem Kapital einen (zentralisierten und strukturierten) Zugang zu öffentlichen Infrastrukturen zu verschaffen.

    Das Modell deckt sich auch mit den Forderungen von Bauindustrie und Versicherungswirtschaft19:

    „Eine solche Gesellschaft böte […] auf Projektebene viele Möglichkeiten, privates Kapital zu beteiligen. 'Öffentlich-private Partnerschaften haben sich bewährt. Alle bisherigen Projekte waren im Kosten- und Zeitrahmen, Mehrkosten gab es nicht', betont HDB-Hauptgeschäftsführer Michael Knipper.“

    Eine „Kapitalsammelstelle“ oder eine vergleichbare zentrale Einrichtung kann der Bund ohne explizite Zustimmung der Länder einrichten, es sind auch keine Grundgesetzänderungen mehr erforderlich. Der Vorteil für die Länder dabei ist: Sie können damit werben, dass die Auftragsverwaltungen erhalten bleiben und sogar ausgebaut werden. Die langfristigen Folgen des Einbezugs von privatem Kapital bleiben ausgeblendet. 

    Der Bund bekommt, was er von Anfang an wollte

    Das von der Fratzscher-Kommission vorgeschlagene Projekt Bundesfernstraßengesellschaft wurde zeitlich bereits deutlich vor der Vorstellung des Fratzscher-Berichts durch Regierungshandeln vorbereitet und wird weiterhin in flankierenden Gesetzen begleitet. Mit der Bundesfernstraßengesellschaft wird seitens der Bundesregierung weit mehr als eine Verwaltungsreform angestrebt. Das Vorhaben ist vielmehr eingebettet in eine Reihe von Gesetzen und Gesetzentwürfen, die das eigentliche Ziel stützen sollen, privatem Kapital den Zugang zu öffentlichen Infrastrukturen und den daran gekoppelten Steuer- und Gebührengeldern zu verschaffen. Das belegen auch die 2015 im Zusammenhang mit einer geplanten Infrastrukturprivatisierung beschlossene Gesetze. Mit dem Beschluss der Verkehrsminister vom 23.2.2016 ist der Bund seinem Ziel, Privatkapital in öffentlichen Infrastrukturen vereinfachte Anlagemöglichkeiten zu verschaffen, ein Stück näher gerückt.

    Je feiner die Partikel, desto größer die Gefahr

    Öffentliches Fachgespräch der Grünen zum Ultrafeinstaub am BER in Eichwalde

    Marko Ferst

    Spielt Lärm in der Diskussion um den neuen Berliner Großflughafen eine zentrale Rolle, so bleiben Flugabgase und die Ultrafeinstäube der Flugzeuge bislang völlig unterbelichtet. Dies wollte die grüne Landtagsfraktion in Brandenburg mit einem öffentlichen Fachgespräch anfangen zu ändern und lud am 27.1.2016 in die alte Feuerwache nach Eichwalde ein, zog drei Experten hinzu.

    [image: Bild8]Bisher werden Ultrafeinstäube nicht gemessen im Umfeld des BER. Wolfgang Schwämmlein vom Bündnis der Bürgerinitiativen im Rhein-Main-Gebiet, Sprecher der Arbeitsgruppe Feinstaub, zeigte in einem kurzen Videobeitrag, wie sie mit einem mobilen Messgerät in Raunheim direkt unter einem startenden vierstrahligen Flugzeug ein mobiles Gerät einsetzen. Von 23.000 auf 31.700 Partikel pro Kubikzentimeter stieg kurz nach dem Überflug der Pegel, sank allmählich, um beim nächsten Überflug erneut anzusteigen.  

    Prof. Oswald Rottmann, einst an der TU München tätig, rechnet für den BER bei 300.000 Flugbewegungen im Jahr mit acht Tonnen Luftschadstoffen bei den Starts und Landungen pro Tag. Akribisch listete er auf, was alles ausgestoßen wird: von den Stickoxiden, dem Schwefeldioxid bis zum Ruß. Als Umweltschadstoffe riskant sind z.B. polyzyklische aromatische Kohlenwasserstoffe, einige davon sind krebserregend. Insgesamt verlassen über 250 verschiedene chemische Verbindungen die Triebwerke. 

    Während Partikel mit 10.000 bis 2.500 Nanometer Größe in den oberen Atemwegen hängen bleiben, führt er aus, werden solche, die kleiner als 100 Nanometer sind, selbst von den Lungenbläschen nicht zurückgehalten und nehmen die Schadstoffe, die an ihnen haften, direkt mit ins Blut. Wolfgang Schwämmlein erläuterte, beim Start einer Boeing 767 oder eines A330 werden pro Sekunde eine Billion Ultrafeinstaubpartikel ausgestoßen. Bisher kommt es bei offizieller Messung auf die Schwere der Partikel an, nicht auf deren Toxizität. 

    Längst misst man in den USA neben der groben Feinstaubfraktion vor allem die feinen Partikel unter 2.500 Nanometern und setzt auch Grenzwerte für die feine Fraktion. Christoph Schulze von den BVB/Freien Wählern stellte eine entsprechende Anfrage an die Landesregierung. Diese sieht aber keinen Bedarf für Messungen. Hessen immerhin misst inzwischen an zwei Stellen. Wolfgang Schwämmlein verwies auf aufwendige Erhebungen am Flughafen in Los Angeles, Autos fuhren ständig weiträumig feste Routen ab. Das ergab eine vier- bis sechsfache Konzentration an Ultrafeinstaub bei Westwind über der Stadt.

    Prof. Hans Behrbohm, Chefarzt der HNO-Abteilung in der Parkklinik Weißensee, erläuterte, dass die Partikel innerhalb von drei Stunden durchschnittlich 30 Kilometer weit transportiert werden. Die Gefahren sind also nicht nur auf das unmittelbare Umfeld des BER beschränkt. Bis zu acht Tage bleibt der Ultrafeinstaub in der Luft und kann so über viele hunderte von Kilometern vor der ursprünglichen Quelle wirksam werden. Beim Ultrafeinstaub spielen Grenzwerte eine untergeordnete Rolle. Individuelle genetische Voraussetzungen entscheiden darüber, ob jemand erkrankt oder nicht. Kinder, Alte und chronisch Kranke sind besonders gefährdet. Auf die Frage nach besseren Krankheitsregistern, meinte er, wir wissen, dass Flugabgase Krebs, Schlaganfälle und Herzinfarkte auslösen können und es sei ethisch unvertretbar in so dicht besiedeltem Raum einen Flughafen zu betreiben. 

    Manchmal sind aber auch große Partikel ein Problem, erklärte eine Frau aus Berlin-Müggelheim. Ein kiloschwerer Eisbatzen von einem landenden Flugzeug zerschlug vor einigen Tagen ein Glasvordach im Ort. Dies war schon der zweite Fall in diesem Jahr. Im Publikum gab es auffällig viel Sachverstand, vereinzelt auch aus anderen Flughafenregionen Deutschlands.  

    Grünen-Fraktionschef Axel Vogel wurden unbequeme Fragen gestellt, wie denn die Flughafenpolitik der Grünen in Hessen zu erklären sei, wo sie die Umweltministerin stellen. Der Fraktionschef verwies darauf, dass sie sich in Brandenburg für das Nachtflugverbot von 22 bis 6 Uhr weiter engagieren werden. Wie die Linke forderte er, den innerdeutschen Flugverkehr auf die Schiene zu verlagern. 

    Neues Deutschland, 1.2.2016

    

    15 www.gemeingut.org/privatisierungsstudie

    16 Siehe http://www.regierung-mv.de/serviceassistent/download?id=1566185

    17 Der Begriff Einbezug von privatem Kapital (in öffentliche Infrastrukturen / in die öffentliche Daseinsvorsorge) wird häufig für den Vorgang verwendet, wenn private Kapitalanleger jenseits von Staatsanleihen Kredite für öffentliche Infrastrukturen bereitstellen. Es spricht jedoch einiges dafür, dass (auch) der umgekehrte Zusammenhang zutreffend ist: Durch öffentlich-private Partnerschaften (ÖPP) werden zum Beispiel fraglos öffentliche Infrastrukturen in die Interessen privaten Kapitals einbezogen.

    18 Bodewig-Abschlussbericht 2016

    19 Gemeinsame Pressemitteilung - Versicherungswirtschaft und Bauindustrie zu den Beratungen des Bundes zur Umsetzung der Vorschläge der Fratzscher-Kommission vom 6.10.2015

  
    Bücherecke

    Kritik der Grünen Ökonomie

    Rezension von Götz Brandt

    Vertreter der Heinrich-Böll-Stiftung (Vorstand Barbara Unmüßig, Referentin für internationale Umweltpolitik, Lili Fuhr und Büroleiter in Rio Thomas Fatheuer) haben die politische Utopie von GRÜNEN und Umweltverbänden, einen grünen Kapitalismus einzurichten, ad absurdum geführt. Dieses technisch basierte Leitbild einer mit der Natur ausgesöhnten und weiter wachsenden kapitalistischen Industriegesellschaft war lange Jahre ein politisches Ziel der GRÜNEN. Bereits 2012 hatte sich Barbara Unmüßig in Bd. 22 der „Schriften zur Ökologie“ der Heinrich-Böll-Stiftung kritisch erwartungsvoll in der Broschüre „Kritik der grünen Ökonomie – Impulse für eine sozial und ökologisch gerechte Zukunft“ geäußert (Rezension in der „Tarantel“ Nr.58/2012, S.25). Nunmehr liegt eine harsche Kritik dieses Wirtschaftszieles vor.

    [image: Bild9]Vorangestellt wird eine Analyse der globalen Probleme, die – verursacht durch die Industriegesellschaft – in den letzten Jahrzehnten immer gefährlicher geworden sind und die einer Aussöhnung von Ökologie und Ökonomie entgegenstehen: Die Vorherrschaft der Klimakiller und der Klimawandel, der Verlust der Biodiversität durch die „große Massenausrottung“, die Stickstoffbelastung der Böden und Gewässer durch die industrielle Landwirtschaft, das Landgrabbing vor allem durch die Industrienationen, das Anwachsen von Ungleichheit, Armut und Hunger. Alle diese Probleme sollten mit der durch Umweltaktivisten und grünen Politikern erdachten „Green Economics“ gelöst werden. Auch das Umweltprogramm der UN hat 2009 den „Green New Deal“ als Ziel anerkannt. Bei den GRÜNEN schaffte es dieser Begriff bis ins Wahlprogramm. Alle Vorschläge für ein „Ergrünen“ der Ökonomie fußten auf der zentralen Bedeutung des Wirtschaftswachstums. Es postuliert, dass grüne Ökonomie sogar ein noch stärkeres Wirtschaftswachstum als bisher generieren könne. Die natürlichen Ressourcen müssten eben nur effizienter genutzt und Verschmutzung und Umweltschäden auf ein Mindestmaß begrenzt werden. Aber „ohne die Wunderkraft der Innovationen sind die Versprechen der grünen Ökonomie nicht einlösbar“, stellen die Verfasser fest und zweifeln an dieser Kraft.

    Für Ökonomen, die grünes Wachstum erreichen wollen, ist unerlässlich, dass die natürlichen Ökosysteme einen monetären Wert erhalten. Wenn nämlich die Naturgüter keinen Preis haben, kommt es nach ihrer Meinung zu einer „Fehlleitung von Kapital“. Die Messbarkeit und Inwertsetzung der sogenannten „Dienstleistungen“ der Natur ist für diese Ökonomen ein vorrangiges Ziel. Die Dienste der Natur bestehen im Abfallrecycling, Wasser und Kohlendioxid speichern, Erze bereitstellen usw. Die Weltbank definiert: „Naturkapital bezeichnet den Bestand an natürlichen Ressourcen, die fortgesetzt wertvolle Güter erzeugen“20. Aber das Naturkapital erodiert oder wird kontinuierlich durch menschlichen Einfluss zerstört. Dieses Marktversagen soll durch noch mehr Markt und Monetarisierung der Natur korrigiert werden, meinen die grünen Ökonomen. Aber Monbiot bezeichnet diesen Weg als „den neoliberalen Weg in den Ruin“21.

    Das bekannteste Beispiel für die Umsetzung der Idee des Naturkapitals sind die Zertifikate für Kohlendioxid, die zu einer allmählichen Dekarbonisierung führen sollten. Diese Verschmutzungsrechte, erkauft, ersteigert oder geschenkt, sollten als Finanzmarktprodukte gehandelt werden. Aber die Preise für die viel zu großzügig verteilten Zertifikate stürzten ab und verfehlten ihr Ziel. Letztendlich führten sie zu einem Kohleboom in Europa. In einigen Fällen kann man sogar von einer „Lizenz zur Zerstörung“ der Natur sprechen.

    Die Autoren setzen sich auch mit dem Fetisch „Innovation“ auseinander. Innovationen als Wirtschaftsprinzip und Heilsbringer sollen ermöglichen, dass in einer Welt endlicher Ressourcen die Wirtschaft weiter wächst. Die EU bezeichnet sich in ihrer 2020-Strategie als „Innovationsunion“ und gibt für ihre Mitgliedsstaaten drei Ziele vor: intelligentes Wachstum, nachhaltiges Wachstum, integratives Wachstum. Die Autoren wiesen nach, dass Innovationen bisher nicht zu einer Dematerialisierung der Wirtschaft geführt haben. Nach wie vor sind Stahl und Zement das wichtigste Material der Moderne. Neue Ersatzstoffe wurden dafür bisher nicht gefunden. Die Produktion beider Stoffe wächst rasant an. Sie benötigen zur Herstellung viel Energie und erzeugen viel Kohlendioxid. Auch bei den Autos hat Innovation nicht zur Reduzierung des Schadgasausstoßes und Feinstaubes geführt. Es zeichnet sich nach Meinung der Autoren kein Weg ab, der zu einer Entkopplung von Wachstum und Verbrauch führen könnte. Auch die Heilsversprechen der Atomlobby, dass mit der Kernfusion eine unerschöpfliche Energiequelle geschaffen werden könne, hatten sich bisher als Illusion herausgestellt. Insgesamt schätzen die Autoren ein, dass technologische Innovationen bisher keine Wunder bewirkt haben, mit Innovationen häufig Pfade beschritten wurden, die Probleme verschärfen oder neue schaffen, Fortschritte durch Innovationen durch neues Wachstum kompensiert wurden, Innovationen vorhandene Machtstrukturen in der Wirtschaft verstärken. Die Option einer grünen Zukunft mit ungebremstem Wachstum auf Basis von Innovationen wäre nicht realistisch. Da Märkte keine soziale Gerechtigkeit herstellen, müssen die Marktmechanismen durch Umverteilung, progressive Steuererhebung, Sozialsystem und Sozialpolitik oder durch einen Mindestlohn begrenzt werden. Nach Meinung der Autoren ist es eine politische Aufgabe, die jetzige kapitalistische Produktions- und Konsumweise zu transformieren ohne dass es zu einem Zusammenbruch oder sozialen Verwerfungen kommt. Sie äußern sich nicht zu der Frage, ob eine Regierung in der gegenwärtigen neoliberalen Ägide in irgendeinem Land der Erde dazu in der Lage wäre und die Macht dazu hätte, das zu bewerkstelligen. Es bleibt die Hoffnung auf die Bewegungen in der Zivilgesellschaft. 

    Thomas Fatheuer, Lili Fuhr, Barbara Unmüßig: Kritik der grünen Ökonomie.
2015, oekom verlag München, ISBN 978-3-86581-748-8, 14,95 €

    Selbstverbrennung

    Rezension von Götz Brandt

    Für dieses epochale Werk des Klimawissenschaftlers Prof. Hans Joachim Schellnhuber muss man schon wissenschaftliches Interesse und am besten eine naturwissenschaftliche Hochschulbildung mitbringen, um die 778 Seiten Text zu verstehen. Aber auch weniger Ausgebildete werden sich im leicht verständlichen, humorvollen, stellenweise satirischen Text zurechtfinden. Wie in einem spannenden Krimi wird man immer wieder zum Weiterlesen angeregt. Einzigartig ist die humorvolle, sarkastische und bitterböse Schilderung der letzten 20 Klimakonferenzen, die nur zu „Selbstmordpakten“ führten und mit den vagen Versprechungen eine 3,5-Grad-Erwärmung erlauben – wenn die Versprechen denn eingehalten werden. Da die fossilen Brennstoffemissionen zwischen 1990 und 2014 um 65 % zugelegt haben, besteht nach Schellnhuber kaum Aussicht, dass der Pariser Gipfel von 2015 zu grundlegenden verbindlichen Beschlüssen führen könnte. 

    Alle Haupt- und Nebenprobleme des Klimawandels werden behandelt, insofern ist es ein populärwissenschaftliches Kompendium des Klimawandels mit hohem wissenschaftlichem Anspruch. Das wird, so kurz vor dem Pariser Gipfel erschienen, notwendig gebraucht. Bei den vielen grundlegenden Aussagen zum Problem des Klimawandels wird dieses Buch sicherlich weitere Auflagen erfahren.

    Das Buch besteht aus mehreren miteinander verflochtenen Büchern: eine Autobiographie mit der Vermittlung von Lebenserkenntnissen und Lebensweisheiten, die Historie der Klimakonferenzen mit ihren Erfolgen und Misserfolgen, der Erkenntnisfortschritt bei der Erklärung zum Klimawandel im Vor- und Rücklauf der Erdgeschichte, Messmethoden und Schlussfolgerungen aus der Klimabeobachtung, ein Bericht zum Stand der Klimaforschung, Rechenschaftsbericht eines „Gewissenschaftlers“, Kippelementeproblem beim Klimawandel, Entstehungsgeschichte der kapitalistischen Industrieproduktion in Bezug auf die Klimaentwicklung, Klimawandel und Gesundheitsprobleme usw. Schellnhuber kennt sich auf vielen Wissenschaftsgebieten aus, nicht nur den verwandten Gebieten seines Forschungsgebietes. Man könnte fast sagen, er ist einer der letzten Enzyklopädisten.

    Im Rahmen einer Rezension für die „Tarantel“ stehen die Aussagen zum Klimawandel im Mittelpunkt. Allen bekannt ist die von Schellnhuber beim Weltklimarat 1993 eingeführte Grenzlinie von 2 °C Temperaturerhöhung, ab der der Klimawandel bedrohlich wird. Einige der vom Klimawandel schon jetzt betroffenen Entwicklungsländer sehen die Grenze bereits bei 1,5 °C Erdtemperaturerhöhung (entspricht 350 ppm, die bereits mit beim gegenwärtigen Stand von 400 ppm überschritten sind) weil ab 1,5 °C schon die Korallenbleiche beginnt und der Meeresspiegelanstieg Pazifikinseln überschwemmt. Da Kohlendioxid eine lange „Halbwertszeit“ hat, wird es erst nach Jahrhunderten wieder aus der Atmosphäre entsorgt, ohne dass die Klimaänderungen dann rückläufig werden. In früheren Erdzeiten gab es bei Kaltzeiten Werte von 180 ppm, bei Warmzeiten 280 ppm und die Temperatur schwankte in den letzten 800.000 Jahren um 2 bis 3 Grad. Die menschengemachte Erderwärmung hat jetzt 400 ppm erreicht, sie ist weitgehend proportional zum kumulativen Treibhausgasausstoß angestiegen und hängt nur davon ab. Bleiben die Emissionen so hoch wie bisher, dann ist in 30 Jahren das Emissionsbudget der Menschheit aufgezehrt und die Leitplanken werden überschritten. Das Pro-Kopf-Budget eines Menschen in der Zeit von 2010 bis 2050 liegt bei etwa 2,5 t CO2 pro Jahr. Emittiert werden pro Kopf und Jahr in den Industriestaaten USA 16,5 t und Deutschland 9,4 t. Bis 2050 ist deshalb die vollständige Dekarbonisierung der Weltwirtschaft notwendig. Es ist auch in den nächsten 100.000 Jahren keine Eiszeit zu erwarten, die dem Klimawandel entgegen wirken könnte. Seit 1880 ist die globale Temperatur um 0,8 °C gestiegen und damit ist die Erde bereits wärmer als in den letzten 120.000 Jahren. Noch im 21. Jahrhundert können 4 °C Erwärmung erreicht werden, wenn so weiter gewirtschaftet wird wie bisher. Die Vermeidung dieses Temperaturanstiegs muss Ziel internationaler Politik sein, weil eine Anpassung an diese Klimaentwicklung gar nicht möglich ist.

    Schellnhuber untersucht ein wenig beachtetes Gebiet, nämlich welche Temperatur Mensch und Tier aushalten. Er kommt zum Schluss, dass ab 7 °C Erderwärmung bereits Todeszonen entstehen und ab 11 bis 12 °C fast alle Gebiete betroffen sind, wo heute Menschen wohnen. Daher auch der Buchtitel „Selbstverbrennung“.

    Die Ozeane nehmen gegenwärtig etwa ein Viertel der Schadgasemissionen auf, ein weiteres Viertel die Biomassen an Land und die Hälfte geht in die Atmosphäre. Mehr Kohlendioxid in der Luft hat zur Folge, dass sich die Ozeane erwärmen und versauern. Ab 27 °C Meeresoberflächentemperatur entstehen in den Tropen heutzutage Hurrikane, Taifune und Zyklone. Millionen Menschen sind derzeit davon betroffen. Wenn das Meer stellenweise auf 48 °C aufgeheizt wird, dann entstehen „Hyperhurrikane“, die mit 800 km/h Windgeschwindigkeit alles platt machen. In vorindustrieller Zeit waren die Ozeane leicht alkalisch (ph = 8,18), was sich durch den menschlichen Einfluss auf 8,07 verringert hat. Das bedeutet, dass die Konzentration der Wasserstoffionen etwa 30 % höher liegt. Die Ozeane werden langsam in „Sprudelwasser“ verwandelt. Weil weniger Karbonat im Meer ist, können die Meerestiere mit Skelett- und Schalenstrukturen diese nicht mehr genügend aufbauen. Es entstehen maritime „Todeszonen“, mit geringem Sauerstoffgehalt. Etwa ab 2 °C Erwärmung kann es zum Kollaps des Golfstromes kommen. Dieser fördert mit etwa 150 Mio. m³/s das Meerwasser nach Nordeuropa, das hundertfache aller Flüsse der Welt, und führt 1,5 Petawatt Energie mit sich, was der Leistung von etwa 2 Mio. Atomkraftwerken entspricht. Das warme Wasser des Golfstromes gibt seine Wärme ab, taucht in der Grönlandsee auf 2000 bis 3000 m ab und wird zurückgeführt in die Tropen. Dieser Kreislauf schwächt sich gegenwärtig ab. 

    Bei 1,6 °C Erwärmung können in Grönland beim Eisschild die Abschmelzprozesse in Gang kommen und sind dann viele Jahrtausende unumkehrbar. Der Meeresspiegel wird dadurch bis 2090 um etwa 1 m ansteigen Auch in der Westantarktis sind die Kippbedingungen erfüllt. Der Meeresspiegel kann sich dann um 3 m erhöhen. Jedes weitere Grad Temperaturerhöhung könnte den Meeresspiegel um je 15 m anheben. In der Arktis steigen die Mitteltemperaturen doppelt so schnell wie im globalen Durchschnitt. Schon Mitte des 21. Jahrhunderts kann die Arktis eisfrei sein.

    Wasser wird in Zukunft knapp und unsicher, sowohl als Trinkwasser als auch für die Bewässerung in der Landwirtschaft. Das Wasserproblem kann auch unsere Kraftwerke erreichen, die an Flüssen und Meeren gebaut wurden, um Kühlwasser zu nutzen. Ist kein Wasser im Fluss oder sind die Wassertemperaturen zu hoch, dann müssen die Kraftwerke stillgelegt werden. „Wer überhaupt kein Wasser erhält, verdurstet. Wer zu wenig Wasser für den Ackerbau hat, verhungert. Doch wer nur Zugang zu schlechtem Wasser hat wird krank, oft todkrank“, ist Schellnhubers Kurzfassung der Entwicklung.

    Das Wetter wird global durch den Jet-Stream (Strahlstrom), der in 7 bis 12 km Höhe von West nach Ost weht, beeinflusst. Dieser Strahlstrom scheidet die kalten arktischen von den warmen gemäßigten Luftmassen und verläuft in großen Falten. Verlangsamt sich dieser Strom, dann können Extremwetterlagen entstehen (Hitzewellen, Dürren oder Überflutungen). Vom Monsun ist mehr als die Hälfte der Weltbevölkerung abhängig. Zukünftig kann es zu abrupten Umschwüngen des Monsun kommen und in deren Gefolge zu Dürren, die die Welternährung in Frage stellen. Auch die El Nino – Extreme werden bei ungebremsten Klimawandel häufiger. Die Strömungswelt der Ozeane schlägt um. 

    Werden die Methanhydrate im Permafrostboden durch Auftauen der Böden frei, dann wird sich der Klimawandel verstärken. Methan ist bekanntlich mehr als 20 mal klimawirksamer als Kohlendioxid. 

    Im Amazonasregenwald befindet sich ein Sechstel des in der Vegetation gespeicherten Kohlenstoffs. Ein Viertel des globalen Austauschs zwischen Lufthülle und Pflanzenwelt findet hier statt: Das ist die Lunge der Erde. Wird es wärmer, dann bricht das System des Regenwaldes zusammen. Der Tropenwald wird zur Savanne, die Klimaregulation schwächt sich merklich ab.

    Anpassung an den Klimawandel zu fordern, ist nach Schellnhuber „die falsche Ausfahrt“. Bis jetzt bezahlen die Opfer die Zeche der Klimafolgen und nicht die Verursacher. Außerdem müsste die Anpassung, ob nun Mensch oder Ökosystem, in einem rasanten Tempo erfolgen. Wenn so weiter gewurstelt wird, wie bisher, dann erwärmt sich die Erde bis 2100 um 4°C und bis 2300 um 8°C. Daran kann sich weder der Mensch noch die Natur anpassen. Viele meinen, solange noch fossile Brennstoffe zur Verfügung stehen, ist Anpassung kein Problem und Skifahren auf Kunstschnee in Dubai ist möglich. Aber ein Rückzug von Millionen Menschen aus bedrohten Küstengebieten, die Vollklimatisierung sämtlicher Millionenstädte, der Umbau der globalen Nahrungsmittelproduktion sind Anpassungsmaßnahmen, die auch von Industrienationen nicht bezahlbar sind.

    Die Vertreter des Business as usual wollen eine Klimamanipulation (Geoingeneering). Nach Schellnhuber ist das ein Manöver, um von „der schmerzhaften Notwendigkeit der industriellen Dekarbonisierung abzulenken“. Die beiden wesentlichen großtechnischen Ansätze sind Strahlungsmanipulation und Kohlenstoffextraktion. Beide Vorschläge sind unerprobt, müssten ohne Unterbrechung ewig fortgesetzt werden und sie sind teuer. Schellnhuber setzt dagegen den Aufbau erneuerbarer Energien, eine neue Mobilität und das cradle-to-cradle-Konzept. 

    Klimaforscher werden oft verunglimpft wegen ihrer „Unvernunft“, ihrer „Angstmacherei“, wegen ihres „Alarmismus“. Auch Schellnhuber wurde von langjährigen Attacken nicht verschont. Klimaschutzgegner werden von den betroffenen Monopolen rekrutiert, um die „Spielverderber bei der rauschenden Öl-Gas-Kohle-Party des globalen Zeitalters“ zu stören. Besonders in den USA, „wo die ungehinderte individuelle Bereicherung nun mal das edelste Menschenrecht“ ist, bedarf es Helden, um „den Kampf gegen den amerikanischen Albtraum der kollektiven Zukunftsverantwortungslosigkeit“ zu bestehen. Deshalb ist Schellnhuber der Ansicht, dass ein Einschwenken der Gesellschaft auf den Nachhaltigkeitspfad nicht in Sicht ist. Schellnhuber hofft auf eine Weltbürgerbewegung auf der Grundlage eines kosmopolitischen Gesellschaftsvertrages für das 21. Jahrhundert. Naomi Kleins Auffassung, dass der Kapitalismus abgeschafft werden muss, um die Menschheit zu retten, teilt Schellnhuber nicht. Dafür wäre keine Zeit. Aber den „Brachialkapitalismus und den Irrsinn der Finanzspekulation“ will auch er abschaffen. Er zitiert Papst Franziskus: „Wenn wir die Schöpfung zerstören, wird sie uns zerstören“.

    Hans Joachim Schellnhuber: Selbstverbrennung
Bertelsmann Verlag München 2015, ISBN 978-3-370-10262-2, 29,99 €

    

    20 http://siteresources.worldbank.org/EXTSDNET/Resources/Inclusive_Green_Growth_May_2012.pdf

    21 http://www.theguardian.com/sustainable-business/naturel-capital-neoliberal-road-george-monbiot-experts-debate

  
    Leserbriefe

    Liebe Mitstreiter! 

    Dietmar Bartsch macht schöne Worte wie immer. Mir fehlt, wie so oft bei unseren Spitzen­politikern, eine gewisse Fähigkeit zur Selbstkritik. Aber diese Art Selbstgerechtigkeit ist in Parteien wohl unausweichlich. Im Brief des PV an die Mitglieder, verbunden mit Bitte um Spenden, las ich von "den Erfolgen DER LINKEN in Regierungsverantwortung in Brandenburg..." (Kohle!). In den vier Schwerpunkten für das nächste Jahr ging es mit keiner Silbe um die Frage unserer Lebensweise. 
Neben einem diesbezüglichen Hinweis habe ich geantwortet, dass meine Spende direkt an die Ökologische Plattform geht… Da es aber nur eine Kontonummer für alle Spenden gibt, hoffe ich, es ist richtig angekommen. Auf dem Kontoauszug stand nämlich "onkologische Plattform". Nun denn! Möge sich ökologisches Denken wie ein Krebsgeschwür in DER LINKEN ausbreiten. 

    Allerdings scheint es wenig Grund für diese Hoffnung zu geben. Ich habe eher den Eindruck, dass derlei Gedanken ganz bewusst unterdrückt werden, vermutlich mit Blick auf Wählerstimmen. Ich habe vor einiger Zeit einen Brief zu der Thematik an Kreis- und Landesvorstand geschrieben (siehe „Aus Liebe zu MV“). Dabei bezog ich mich auf den Entwurf der Wahlstrategie für die Landtagswahl. Während ich aus dem KV durchaus Zustimmung erhielt (für einen Änderungsantrag reichte es allerdings nicht), erreichte der Text den LV gar nicht, sondern wurde im Büro der Vorsitzenden heraus gefiltert. Das hat mich doch erschüttert! Ich dachte, die Zeiten, wo der Erste Sekretär allein entschieden hat, was wichtig ist, seien vorbei. In der Sache selbst wurde ich beschieden, dass in der Strategie ja nur "die wichtigsten Themen" erscheinen sollen, während im Wahlprogramm dann auch Platz für alle übrigen Fragen ist. Also Umweltpolitik irgendwo zwischen Bildung, Kultur… Liege ich wirklich so falsch? 

    Meinem Gefühl nach wird DIE LINKE zunehmend eine Partei wie alle anderen, d.h. eine die sich im System eingerichtet hat, in Legislaturperioden zu denken beginnt... Sich als Partei der Gerechtigkeit zu bezeichnen ist insofern populistisch, als Gerechtigkeit sich meiner Ansicht nach nur noch weltweit denken lässt, oder es ist keine Gerechtigkeit. Stattdessen gibt es in der Landespartei Wünsche nach einem Fall des Ladenschlussgesetzes... 

    Andererseits gibt es auch von der Basis her so gut wie keinen Druck, sich mit Fragen der exzessiv verbrauchenden Lebensweise auseinanderzusetzen geschweige denn solche Forderungen in Wahlkampfpapiere aufzunehmen. Auf Diskussionsveranstaltungen steht man dann oft ziemlich alleine da. In meiner Basisgruppe herrschen gegenüber "Langhaarigen und Ökospinnern" die gleichen Vorbehalte, die mein Vater schon in den 1970ern hatte... 

    Dabei denke ich, dass gerade das Thema "weltweite Gerechtigkeit" der Partei auch neue und besonders junge Mitstreiter bringen würde. Die LAG Nachhaltige Entwicklung ist derzeit im Winterschlaf. Ob sie wieder erwacht, weiß ich nicht, sie war ohnehin mehr Bettvorleger als Tiger. 

    Trotzdem die Hoffnung nicht aufgeben! 

    Aus Liebe zu MV

    Liebe Genossen!

    Als ich den Text dieses Papiers las, war ich ja doch ziemlich erstaunt bis verärgert. Nicht, dass ich an dem Text irgendetwas auszusetzen hätte. Nein, es ist alles richtig. Aber es zeigt auch, wie sehr offenbar DIE LINKE sich mit den Verhältnissen arrangiert hat und nicht bereit ist, über den Horizont des Bestehenden hinaus zu blicken. Denn das Wichtigste fehlt: Die Frage, wie wir überhaupt leben wollen. 

    Wozu veranstalten wir Landes-Umweltkonferenzen, Plan-B-Diskussionen etc., wenn deren Ergebnisse auf unsere praktische Politik keinen Einfluss haben? Der Begriff Nachhaltigkeit (er ist inzwischen auch reichlich abgedroschen, wenn er nicht mit Leben erfüllt wird) taucht in dem Papier überhaupt nicht auf und nur am Rande einmal Energiewende und Umweltverbände. Umweltpolitik ist keine Ressort-Politik, sondern inzwischen die Klammer des Ganzen, wenn "gutes Leben" überhaupt noch möglich sein soll. Der eine Grund ist der Klimawandel und die Erschöpfung der Ressourcen. Dazu sage ich nichts, denn das ist nun wirklich so oft durchgekaut worden, dass jeder Bescheid wissen müsste. Unseren Verbrauch drastisch zu senken, ist aber auch eine Frage der weltweiten Gerechtigkeit. Was wir gegenwärtig erleben, ist die Folge unserer Lebensweise! Vordergründig fliehen die Menschen natürlich vor den Kriegen. Dazu ist zu sagen, dass Kriege wegen Ressourcen geführt werden. Außerdem denke ich, dass Krieg für viele nur der äußere Anstoß ist. Die Menschen wollen einfach gut leben, und es gibt keinen Grund, ihnen dieses Recht abzusprechen. Die Armut des Südens ist die Folge der Politik des Nordens, und es wird höchste Zeit, das zu ändern.

    Man mag einwenden, dass diese Dinge ja Gegenstand der Bundes- und weltweiter Politik seien. Das sehe ich anders, denn es gibt sicher auch auf Landesebene genügend Möglichkeiten, erste Schritte in die richtige Richtung zu lenken bzw. Zusammenhänge wenigstens zu thematisieren. Ganz wahllos einige Beispiele:

    
      	
        wollen wir noch mehr Straßen oder Förderung des ÖPNV? (Stichworte Südbahn, kostenlose Straßenbahn, keine Gigaliner in MV...)

      

      	
        weiterhin Intensivierung der Landwirtschaft oder mehr Qualität, Subventionen anders verteilen (Randstreifen statt Flächenstilllegung), Unterstützung kleinerer Produzenten...

      

      	
        Regionalisierung der (nicht nur Nahrungsmittel-) Produktion, übergreifende gemeinsame Vermarktung regionaler Produkte...

      

      	
        schonender Umgang mit unserer schönen Landschaft, kein Landschaftsverbau für reine Ferienwohnungskomplexe, Kreuzfahrttourismus begrenzen, keine umweltpolitischen Perversitäten wie Skihalle Wittenburg, Fördermittelrückzahlung bei Pleiteprojekten... 

      

      	
        Umgang mit Energie durchaus kritisch diskutieren, Konfliktfelder Windkraft versus Landschaftsschutz, nachwachsen42 cmde Rohstoffe versus Biodiversität und Artenschutz, Energie vor allem SPAREN 

      

      	
        in der "Klimastadt Rostock" könnte ich mir eine Initiative zur Ächtung von diesen Heizstrahlern vorstellen (einer verbraucht soviel Treibstoff wie ein PKW), ebenso Aktionen gegen den to-go-Wahn, Plastetüten usw.… ‒ nicht auf Brüssel warten! 

      

    

    Es gibt sicher noch endlos Ideen für kleine Schritte in die richtige Richtung (wie es beispielsweise eine Anschub-Unterstützung für biologische Schädlingsbekämpfung in Gartenbaubetrieben gewesen wäre. Die hätte nicht viel Geld gekostet. Aber es muss eben politisch gewollt sein ‒ sonst wird die Idee gar nicht erst aufgegriffen.) 

    Es wird seitens linker Politik manchmal gesagt, dass man als erstes die sozialen Probleme lösen müsse, bevor man eine Änderung der Lebensweise angehen könne. So viel Zeit haben wir nicht. Man kann nur beides im Verbund angehen. Und ehrlicherweise muss gesagt werden, dass das derzeitige Konsumptionsniveau nicht haltbar ist. Ganze Industriezweige und tonnenweise Ratgeberliteratur befassen sich damit, wie man "Pfunde purzeln" lassen kann, während anderswo auf der Erde Mütter täglich aufs neue vor der Herausforderung stehen, ihre Kinder satt zu kriegen. Das ist pervers. Müssen Kleinbauern im Süden ihr Land an internationale Futtermittelkonzerne verlieren, damit wir täglich Billigfleisch essen können? Hier wäre Regionalisierung der Erzeugung zu fordern. 

    Umverteilung von oben nach unten darf nicht heißen "Überfluss und Wegwerfgesellschaft für alle", sondern muss heißen "bewusstes Leben für alle" mit Gewährleistung angemessener Bedürfnisse (eben "gutes Leben"), aber Verzicht auf überflüssigen Luxus. Ich weiß nicht, ob das immer so klar ist. Wo "Shopping-events" als Freizeitspaß beworben werden, stimmt etwas nicht. Das muss natürlich kommuniziert werden, und die Partei, die das tut, darf durchaus mit Stimmverlusten rechnen. Aber schließlich sind Parteien nicht nur dazu da, gewählt zu werden, sondern "um zur Meinungsbildung beizutragen". Und wer außer DER LINKEN sollte das tun? Andrea Nahles feiert als Erfolg des Mindestlohns, dass er den Verbrauch angekurbelt habe. So richtig ich den Mindestlohn finde ‒ aber Wirtschaftswachstum war doch wohl nicht sein allererstes Ziel, oder? 

    Zusammenfassung: wir können nicht warten, bis sich erst "die Macht des Faktischen" geändert hat. Ich hätte mir deshalb einen Abschnitt in etwa folgender Art gewünscht:

    Der Schutz unserer Umwelt, einschließlich unserer schönen Landschaft in Meck-Pomm, liegt uns am Herzen. Unser Ressourcenverbrauch (oder der der Menschheit, aber eben besonders in den reichen Ländern) stößt an seine Grenzen. Wir wollen unseren Nachkommen eine bewohnbare Welt hinterlassen. Mit dem Vorhandenen achtsamer umzugehen ist auch eine Frage der globalen Gerechtigkeit.

    Wir bekennen uns zu einem nachhaltigen Lebensstil, der Glück nicht allein an Materiellem festmacht. Eine Entschleunigung des Lebens halten wir für unverzichtbar, denn sie ist die Voraussetzng für bewusstes Leben. Nicht zuletzt ist auch Gesundheit wesentlich für ein gutes Leben. 

    Oder so ähnlich. Aber nach Möglichkeit unter Vermeidung des Begriffs "sozialökologisch", denn diesen versteht kein Mensch...

    Mit einfach nur freundlichen Grüßen,
Silvia Schmidt
Rostock

    Liebe Freunde,

    längst habe ich die Hoffnung aufgegeben, DIE LINKE werde die Zeichen der Zeit begreifen, ihre historische Aufgabe und Chance wahrnehmen. Ausgenommen die Ökologische Plattform, aber diese ist ein einsamer Rufer in der Bewusstseinswüste der Partei!

    Was ich jedoch der neuesten Clara22 in der Bücherecke entnehmen musste, hat mich zutiefst schockiert und wütend gemacht. Da wird uns Zeitzeugen der bereits einsetzenden planetarischen Vielfachkatastrophe das aufrüttelnde Werk und der verzweifelte Aufschrei "Selbstverbrennung" von H. J. Schellnhuber, einem der weltweit bedeutendsten Geophysiker, als großes Lesevergnügen empfohlen.

    Eine solch widerwärtige und schwachsinnige Rezension kann man sich nur noch mit gestörter Wahrnehmungsfähigkeit erklären und es bleibt die ach so traurige Feststellung, DIE LINKE ist aus ihrer sozialökologischen Ignoranz nicht mehr zu retten und ihr bleibt die Genugtuung, auf dem Weg in den gemeinsamen apokalyptischen Untergang unserer Zivilisation wenigstens ein großes Lesevergnügen gehabt zu haben. Irre!

    Fassungslose Grüße
Friedhelm Knipping-Petri

    

    22 Clara - Das Magazin der Fraktion DIE LINKE. im Bundestag; Ausgabe 39 – 29.02.2016; S. 41 „Mit links gelesen“
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